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LEADOFF

Liebe Mitglieder, 
eine Zeit lang war Russland von 
der strategischen Bühne ver-
schwunden – allenfalls machten 
vagabundierende Atomsubstan-
zen und -wissenschaftler Sorgen. 
Nun ist Russland wieder da, und 
dies gleich auf verschiedensten 
strategischen Feldern. Gesandte 
Putins kaufen mit prall gefüllten 
Geldkoffern westliche Hightech, 
möglichst einschließlich der diese 
produzierenden Unternehmen. 
Russlands staatliche Energiekon-
zerne dienen globaler Machtpro-
jektion. Auch im Feld der Missile 
Defense sucht Russland die Dis-
kussion auf Augenhöhe mit der 
Weltmacht U.S.A.. Diese Ausga-
be der Denkwürdigkeiten be-
leuchtet zwei dieser drei Themen-
felder – "Energieostpolitik" und 
"Missile Defense". 

Ralph Thiele, Vorstandsvorsitzender  
 
 
 

Energieostpolitik auf 
den Spuren Marco 
Polos 
 
In den vergangenen Jahren hat 
sich Europa beinahe zwanghaft 
auf seine scheinbare energiepoli-
tische Abhängigkeit von Russland 
fixiert. Russlands Stärke liegt je-
doch allein darin, dass die Euro-
päer untereinander uneins sind 
und die auf der Hand liegende 
Chance, mit anderen Energieim-
porteuren ein Interessenbündnis 
gegen das von seinen Öl- und 
Gasexporten abhängige Russ-
land zu schließen, bisher nicht 
wahrgenommen haben. Die viel 
beschworene strategische Part-
nerschaft mit Russland gleicht 
bisher eher einem Tauziehen um 
wirtschaftlichen und geopoliti-
schen Einfluss: Wer kontrolliert 
den Zugriff auf die Ressourcen, 
ihre Förderung, den Transport 
und den Zugang zu lukrativen 
Märkten? Den europäischen An-
satz, durch gemeinsame Regeln 
Rechtssicherheit und gemeinsa-
me Märkte zu schaffen, hat die 
russische Führung bis heute nicht 
verstanden. Der Kreml begreift  

 

Politik als Nullsummenspiel: Einer 
gewinnt, einer verliert. Ganz an-
ders dagegen das Verhältnis mit 
China: Die chinesische Führung 
signalisiert, dass sie an einer 
strategischen Partnerschaft mit 
Europa wachsendes Interesse 
hat. Europa ist wirtschaftlich der 
zweitwichtigste Handelspartner, 
militärisch keine Bedrohung und 
potentiell ein Gegengewicht zu 
russischen Dominanzstrebungen 
in Eurasien. Gemeinsamkeiten 
finden sich vor allem in der Ener-
giepolitik, nicht zuletzt deswegen 
weil der gemeinsame Antagonist 
hier Russland heißt. 
 
Russland möchte nach dem als 
Demütigung empfundenen wirt-
schaftlichen Abstieg und politi-
schen Bedeutungsverlust der 
neunziger Jahre wieder zur 
Weltmacht aufsteigen. An Stelle 
der Roten Armee sind heute die 
staatlichen Energiekonzerne als 
Instrument imperialer Machtaus-
weitung getreten. Ihr wichtigstes 
Kapital ist die Kontrolle über das 
osteuropäische Pipelinenetz. Die 
drastischen Preiserhöhungen für 
Öl- und Gasexporte in die Ukrai-
ne und Belarus dienten vor allem 
dazu, auch die dort verlaufenden 

THEMEN
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Abschnitte der großen Exportpi-
pelines russischer Kontrolle zu 
unterstellen. Mit der neuen Ost-
seepipeline soll Russland, unter 
Umgehung der osteuropäischen 
Nachbarn, direkt mit seinem wich-
tigsten Kunden Deutschland ver-
bunden werden. Schlimm genug, 
dass die deutsche Politik – in 
trauriger Kontinuität von Rot-Grün 
zur Großen Koalition – dieses 
Spiel mitmacht und damit dem 
Vertrauensverhältnis zu den Po-
len und den baltischen Staaten 
schweren Schaden zufügt. 
 
Russland kontrolliert bisher auch 
die wichtigen Transitrouten, die 
aus Zentralasien Richtung Wes-
ten gehen. Deswegen ist die rus-
sische Führung so verärgert über 
die neue Ölpipeline vom aser-
baidschanischen Baku über das 
georgische Tiflis zum türkischen 
Mittelmeerhafen Ceyhan. Die Ba-
ku-Tiflis-Ceyhan (BTC)-Pipeline 
verbindet erstmals das kaspische 
Becken direkt mit den westlichen 
Märkten. Eine parallel verlaufen-
de Gaspipeline wird gerade ge-
baut. Mittelfristig soll die BTC-
Pipeline außerdem unter dem 
Kaspischen Meer bis zur kasa-
chischen Seite verlängert werden. 
Die Energiedrehscheibe zwischen 
dem Osten und Westen wäre 
dann nicht mehr Russland son-
dern das NATO-Mitglied Türkei. 
Ganz nebenbei bemerkt hat die 
EU damit einen weiteren Grund 
die Türkei langfristig an sich zu 
binden. 
 
Dem Kreml geht es nicht nur dar-
um, mit staatlicher Hilfe welt-
marktfähige Großkonzerne auf-
zubauen, sondern auch, den au-
ßenpolitischen Einfluss Moskaus 
zu mehren. Langfristig bastelt der 
Kreml am Ziel einer "Gas-OPEC". 
Eine weltweite Organisation der 
gasexportierenden Länder gibt es 
bisher nicht. Dazu gehören sollen 
die zentralasiatischen Gasprodu-
zenten Kasachstan und Usbekis-
tan, Katar und möglicherweise 
der Iran. Zusammen würde diese 
Gruppe eine kritische Masse der 
weltweiten Gasvorräte besitzen 
und könnte – ähnlich der OPEC 
in den siebziger Jahren - die 
Preise diktieren. Einige Strategen 
im Kreml spekulieren sogar schon 
über ein Bündnis der Öl-OPEC 
mit dieser neuen Allianz der Gas-

exporteure. Die Marktmacht eines 
solchen weltweiten Bündnisses 
der Energieproduzenten wäre in 
der Tat erheblich. Russland und 
der Iran allein besitzen 42 Pro-
zent der bekannten weltweiten 
Gasreserven. Das russische Mo-
nopol über das Pipelinenetz auf 
der eurasischen Landmasse wür-
de die Führungsrolle des Kremls 
innerhalb der Gas-OPEC garan-
tieren. Politisch besonders brisant 
am Projekt Gas-OPEC ist, dass 
damit eine Allianz von Russland 
mit dem Iran entstünde. In seiner 
Iranpolitik muss Russland sich 
entscheiden, ob es gemeinsam 
mit dem Westen versucht, Irans 
militärisches Atomprogramm zu 
verhindern, oder, gemeinsam mit 
dem Iran, den westlichen und vor 
allem amerikanischen Einfluss in 
Zentralasien zurückzudrängen. 
Doch nicht allen Partnern, die der 
Kreml für dieses Projekt im Auge 
hat, gefällt die darin angelegte 
russische Vormachtstellung. Der 
Iran, Kasachstan und Turkmenis-
tan können sich zwar mit der Idee 
eines preisbildenden Blocks der 
Hauptgasimporteure anfreunden, 
weniger aber mit der Idee, da-
durch wirtschaftlich und letztend-
lich auch politisch unter den he-
gemonialen Einfluss Moskaus zu 
geraten. China ist dabei, seinen 
Westen durch eine Gasleitung –
parallel zu einer bereits beste-
henden Ölleitung – mit dem Os-
ten Kasachstans zu verbinden. 
Das Gasexportmonopol, das 
Russland zurzeit über Zentral-
asien ausübt, ist also nicht für die 
Ewigkeit gemacht. 
 
Die energiepolitischen Spannun-
gen zwischen Moskau und Pe-
king wachsen seit geraumer Zeit 
an. So entschied sich die russi-
sche Führung im Streit um den 
Verlauf der neuen Ölpipeline 
Richtung Ostasien für die von den 
Japanern favorisierte Variante un-
ter Umgehung chinesischen Terri-
toriums. Gleichzeitig beobachten 
die Chinesen mit Sorge, dass 
Russlands staatliche Energiekon-
zerne sich mit langfristigen Ver-
trägen schon heute große Teile 
des Öl- und Gasreichtums der 
zentralasiatischen Länder gesi-
chert haben. Energiesicherheit ist 
die strategische Schlüsselfrage 
der chinesischen Außenpolitik. 
Die Versorgung mit Energie ist 

der begrenzende Faktor für die 
rapide wachsende chinesische 
Wirtschaft. Weiteres Wirtschafts-
wachstum wiederum ist die Vor-
aussetzung dafür, dass China 
seine sozialen Probleme in An-
griff nehmen kann und damit die 
politische Legitimität und Stabilität 
der kommunistischen Herrschaft 
bewahrt. Russlands Ressourcen-
imperialismus droht Chinas Ambi-
tionen hierbei zu hemmen.  
 
China hat sich in den vergange-
nen Jahren aufgrund seiner 
wachsenden wirtschaftlichen 
Stärke und einer aktiver werden-
den Rolle – sowohl in regionalen 
Gremien als auch im multilatera-
len System – zu einem immer 
wichtigeren außen- und sicher-
heitspolitischen Akteur auch für 
den Westen entwickelt. Zahlrei-
che sicherheitspolitische Heraus-
forderungen können ohne eine 
kooperative Einbindung und akti-
ve Teilnahme Chinas nicht mehr 
gelöst werden. Die Frage lautet 
inzwischen, wie China seine neue 
Rolle und Bedeutung nutzt. Der 
Streit um das Atomprogramm des 
Iran steht dafür beispielhaft. Die 
chinesische Führung selbst strebt 
entsprechend der Doktrin des 
"friedlichen Aufstiegs" Chinas ei-
ne stärkeres Engagement inner-
halb der Vereinten Nationen und 
anderer multilateraler Einrichtun-
gen sowie eine aktivere Rolle bei 
der Lösung regionaler Sicher-
heitskonflikte an. Zum jetzigen 
Zeitpunkt allerdings befinden sich 
die europäisch-chinesischen Be-
ziehungen gewissermaßen noch 
in einem "vorpolitischen" Stadium. 
Sie werden von den wirtschafts- 
und handelspolitischen Interes-
sen der großen Mitgliedstaaten 
dominiert. Strategische Erwägun-
gen zur künftigen Rolle Chinas im 
multilateralen System und inner-
halb der euro-asiatischen Sicher-
heitsarchitektur fehlen weitge-
hend. 
 
Die Europäische Union ist eigent-
lich der Wunschpartner Chinas in 
der Außenpolitik. Europa ist weit 
genug weg, um keine direkte Be-
drohung Chinas darzustellen, 
bringt aber das nötige wirtschaft-
liche Gewicht mit, um potenziell 
als Gegengewicht zu Russland 
und den USA zu wirken. Zwi-
schen Europa und China ergibt 
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sich dabei eine neue Interessen-
kongruenz. Beide Seiten müssen 
fossile Energien importieren. Da-
bei erleben sowohl Europäer als 
auch Chinesen, wie Russland 
seine wachsende Macht auf den 
Öl- und Gasmärkten auch für 
geopolitische Zwecke auszunut-
zen versucht. Beide versuchen 
auch, sich durch die Verbesse-
rung von Energieeffizienz und die 
Förderung erneuerbarer Energien 
aus der einseitigen Abhängigkeit 
von fossilen Energieimporten zu 
lösen. Bei dem immensen Poten-
zial für eine Verbesserung der 
Energieeffizienz in der chinesi-
schen Wirtschaft und mit europäi-
scher Technologie ergibt sich hier 
ein enormes Potenzial zur Zu-
sammenarbeit. Europa hat au-
ßerdem Interesse, auf diese Wei-
se China in das Nachfolgeab-
kommen zum 2012 auslaufenden 
Klimaschutzprotokoll von Kioto 
einzubeziehen. Grundsätzlich 
könnte man sich beispielsweise 
vorstellen, das europäische  
Emissionshandelssystem für die 
Länder Ostasiens zu öffnen und 
dadurch europäische und japani-
sche Investitionen in die veraltete 
Energieinfrastruktur Chinas zu 
stimulieren. 
 
Schließlich haben sowohl China 
als auch die Europäer ein vitales 
Interesse daran, dass die mo-
mentan zu beobachtende Re-
naissance der zivilen Atomener-
gienutzung nicht zu einer unkon-
trollierbaren Proliferation militä-
risch verwendbarer Nukleartech-
nik führt. Nicht zufällig hat erst 
chinesischer Druck zu dem Mitte 
Februar geschlossenen Abkom-
men mit Nordkorea geführt, mit 
dem das Atomprogramm Nordko-
reas schrittweise unter internatio-
nale Kontrolle gebracht werden 
soll. Auch wenn sich der deut-
sche Atomausstieg unter den jet-
zigen politischen Rahmenbedin-
gungen nicht auf China übertra-
gen lassen wird, so müssen 
Deutschland und die EU doch ein 
massives Interesse daran haben, 
dass die nukleare Sicherheit neu-
er Reaktoren im Osten Asiens 
verbessert und das Proliferations-
risiko durch internationale Kon-
trolle eingedämmt wird. 
 
Bei allem Potential, das eine stra-
tegische Partnerschaft mit China 

haben mag, sollte Europa jedoch 
nicht den Fehler wiederholen, den 
es mit Russland gemacht hat und 
sich einseitig auf einen Partner in 
der Region verlassen. Die politi-
sche Richtung, die China in den 
kommenden Jahren nehmen 
wird, ist ungewiss. Bisher hat die 
Integration in den Weltmarkt und 
die internationalen Institutionen 
nicht zu einem inneren Wandel in 
Richtung Demokratie geführt. So 
wichtig China als Partner für die 
Lösung gemeinsamer Probleme 
ist, so ist die europäisch- chinesi-
sche Beziehung doch keine Wer-
tegemeinschaft. Wie schnell un-
terschiedliche Werte dazu führen 
können, dass gemeinsame Inte-
ressen "entwertet" werden, zeigt 
der momentane Zerfall der euro-
päisch-russischen Beziehungen. 
Europa wäre deswegen gut bera-
ten, seine bisher unterentwickel-
ten Beziehungen zu den demo-
kratischen Mächten Ost- und 
Südasiens weiter zu festigen. Auf 
kontinentaler Ebene hieße das, 
neben der Partnerschaft mit Chi-
na auch Indien – die größte De-
mokratie der Welt – stärker in den 
Blick zu nehmen. Im Osten  
Asiens sind Japan und Südkorea 
unsere Wertepartner. Würden sie 
in Europa liegen, wären beide 
Länder längst schon in der EU. 
Japan beispielsweise, immerhin 
die Geburtsstätte des Kioto Pro-
tokolls, ist, genauso wie die USA, 
ein unverzichtbarer Partner im 
globalen Klimaschutz. 
 
Indien schließlich, die größte 
Demokratie der Welt, hat gerade 
erst begonnen, sich auf den in-
ternationalen Energiemärkten zu 
engagieren. Im Gegensatz zu 
Russland und Chinas Staatskon-
zernen beherrschen in Indien pri-
vate Unternehmen den Markt. In-
teressant wird es sein zu beo-
bachten, ob sich die Demokratie 
Indien langfristig wirtschaftlich 
und außenpolitisch anders entwi-
ckelt als die autoritäre Zentral-
macht China. Europas Chance 
wäre es, Indien bei der nachhalti-
gen Entwicklung seiner Energie-
zukunft zu helfen. So wäre es für 
das globale Klima eine Katastro-
phe, würde Indien seine gewalti-
gen Steinkohlevorräte ohne mo-
derne Kohlenstoffabscheidungs-
technologien verbrennen. Indien 
hat allen Berechnungen zufolge 

ein beinahe unerschöpfliches Po-
tential zur Nutzung erneuerbarer 
Energien. Europa und gerade 
Deutschland hat die Technolo-
gien anzubieten um dieses Po-
tenzial zu nutzen. Wer genau hin-
schaut sieht: Im Osten finden sich 
nicht nur Öl und Gas. Im Osten 
geht die Sonne auf. 
___________________________ 

Sascha Müller-Kraenner, Berlin 

Sascha Müller-Kraenner ist Gründer und Seni-
or Policy Advisor von Ecologic, dem Institut 
für Internationale und Europäische Umweltpo-
litik mit Sitz in Berlin, Wien und Brüssel.  
Sein Buch "Energiesicherheit - Die neue Ver-
messung der Welt" ist im März 2007 im 
Kunstmann Verlag erschienen. (ISBN 978-3-
88897-470-0). 
Erstmalige Veröffentlichung des Beitrages im 
Tagesspiegel am 11. März 2007. Der Beitrag 
gibt die persönliche Auffassung des Autors 
wieder. 
 
 
 
 

THEMEN
Missile Defense in 
Europa: Kritik, Ant-
worten und neue rus-
sische Vorschläge 
 
In Ausgabe 37 der Denkwürdig-
keiten (im Folgenden nur: "Nr. 
37") wurden die für eine sachge-
rechte Diskussion notwendigen 
technischen Hintergründe der 
US-amerikanischen Missile De-
fense-Pläne dargelegt, in einen 
strategischen Gesamtkontext ge-
stellt und kurz die bisherige sowie 
die mögliche künftige Rolle der 
NATO untersucht. Naturgemäß 
war es dabei unmöglich, auf alle 
Aspekte eines technisch und poli-
tisch komplexen sicherheitspoliti-
schen Groß-Themas einzugehen. 
Zudem entwickelt sich die Dis-
kussion dynamisch weiter, wie die 
neuen Vorschläge Wladimir Pu-
tins auf dem G8-Gipfel in Heili-
gendamm sowie bei seinem Be-
such in Kennebunkport illustrie-
ren. 
 
Die Reaktionen auf Nr. 37 und 
ähnliche Veröffentlichungen1 er-

                                                           
1 Z. B. Jan-Friedrich-Kallmorgen / Andreas 
Beckmann: Deutschland diskutiert am strate-
gischen Nutzen der Raketenabwehr vorbei; 
DGAP-Standpunkt No. 4, Mai 2007 (von den 
selben Autoren und unter dem selben Titel et-
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brachten neben viel Zuspruch 
auch zahlreiche Einwände und 
Kritik. Im Folgenden wird auf die 
wesentlichen Argumente der Kri-
tiker eingegangen. Sie wurden 
aus Gründen der Übersichtlichkeit 
inhaltlich zusammengefasst und 
gruppiert sowie größtenteils ano-
nymisiert – noch verbliebene di-
rekte Nennungen dienen als pro-
minente Beispiele. Zum Ab-
schluss wird aus technischer und 
politischer Sicht auf die Vorschlä-
ge des russischen Präsidenten 
Putin eingegangen, anstelle der 
für Polen und die Tschechische 
Republik geplanten Systeme An-
lagen in Aserbaidschan und der 
Türkei, oder gar in Russland 
selbst zu nutzen bzw. aufzubau-
en. 
 
Argument 1: Das geplante Sys-
tem funktioniert gar nicht 
Oft wird behauptet, die von den 
USA seit 2004 an ihrer Westküste 
aufgestellten, und nun bis Ende 
2012 gleichartig für Mitteleuropa 
geplanten Systeme zur Marsch-
phasenbekämpfung ballistischer 
Flugkörper längerer und langer 
Reichweite funktionierten nicht. 
Jeder Beleg für ihre Funktionsfä-
higkeit fehle, ihre Einsatzfähigkeit 
sei "allenfalls theoretisch gege-
ben"2. Eine Variante dieser Kritik 
meint, dies sei bei den nuklearen 
Abschreckungswaffen anders: 
Dort wisse man, dass diese funk-
tionieren, während man für die 
Flugkörperabwehr riskanterweise 
auf den Ernstfall als einzig ver-
lässlichen Test warten müsse. 
 
Auf Anhieb fällt bei diesem Ein-
wand auf, dass er häufig im sel-
ben Atemzug mit der These ge-
äußert wird, das System in Mittel-
europa sei eine Bedrohung des 
strategischen Gleichgewichts  
oder gar Russlands direkt. Unbe-
antwortet bleibt dabei die Frage, 
wie ein nicht funktionierendes 
(defensives) Waffensystem eine 
ernsthafte Bedrohung bilden 
kann. 
 

                                                             
was variiert auch auf WELTonline am 
26.05.2007 veröffentlicht). 
2 Frank Elbe / Michael Weisser: Der Raketen-
streit wächst sich zu einer internationalen Kri-
se aus; DGAP Standpunkt No. 5, Juni 2007, S. 
2. In diesem Papier finden sich nahezu alle der 
im Folgenden behandelten Einwände. 

Die Antwort auf diese Gruppe von 
Einwänden muss in die Zukunft 
verweisen, auf der Grundlage 
bisheriger Entwicklungen. Tat-
sächlich sind nämlich derzeit 
noch nicht einmal die bereits um-
fangreich aufgestellten GBI-
Systeme an der Westküste der 
USA offiziell einsatzfähig (Nr. 37: 
6). Angesichts des relativ engen 
Zeitfensters, in welchem die ak-
tuell identifizierten Risiko-Staaten 
Iran und Nordkorea3 in der Lage 
sein könnten, die USA oder ihre 
NATO-Partner in Westeuropa mit 
einzelnen nuklear bestückten bal-
listischen Flugkörpern ("Terror-
waffen", siehe Nr. 37: 4, FN 3) zu 
bedrohen, haben die USA be-
schlossen, entsprechende Ab-
wehrsysteme zeitgleich zu dislo-
zieren, zu testen und weiterzu-
entwickeln. Gegen das Risiko, 
unerwartet früh schutzlos dazu-
stehen, verfolgen sie notgedrun-
gen den Ansatz: Ein unvollkom-
menes, aber wachsendes und 
lernendes System ist besser als 
gar keines.4 
 
Bis dato fanden zahlreiche Tests 
der Anlagen bzw. einzelner Kom-
ponenten im pazifischen Raum 
statt. Davon waren nur wenige 
wirklich erfolgreich; keiner davon 
unter realistischen oder auch nur 
realitätsnahen Bedingungen.5 Die 
Entwicklungsdetails unterliegen 
selbstverständlich dem Geheim-
schutz. Gleichwohl sprechen 
mindestens vier Argumente für 
die Annahme, dass die Flugkör-
perabwehr insgesamt mit dem für 
                                                           
3 Andere Risiken, wie die Gefahr weiterer Pro-
liferation durch Iran oder Nordkorea, oder ei-
nes islamistischen Umsturzes im bereits nuk-
lear bewaffneten Pakistan wurden bislang we-
nig erörtert. Speziell Pakistan wird – vermut-
lich aus politischer Rücksichtnahme auf einen 
fragilen Verbündeten – seitens der USA der-
zeit nicht als Argument für das System in Mit-
teleuropa angeführt, obwohl hier sehr kurzfris-
tig sogar eine akute Bedrohung entstehen 
könnte. 
4 Vgl. z. B. die Äußerungen des stellvertreten-
den Staatssekretärs im US-Außenministerium, 
Mark Pekala. Die Wahrscheinlichkeit, einen 
gegen London verschossenen iranischen Flug-
körper abfangen zu können, schätzte er nach 
heutigem Stand der Technik optimistisch auf 
60 bis 80 Prozent – doch sei dies "a whole lot 
better than zero percent" ohne Abwehrsystem. 
Vgl. AP (William Kole): U.S. intensifies cam-
paign for missile defense system in Eastern 
Europe; AP-Meldung vom 23. März 2007. 
5 Umfangreiche Aufstellungen dazu bietet ne-
ben der Missile Defense Agency (MDA) vor al-
lem das unabhängige Center for Defense In-
formation (CDI) an; www.mda.mil sowie 
www.cdi.org. 

Mitteleuropa geplanten System 
bei seiner frühestens für Ende 
2012 vorgesehenen Einsatzfähig-
keit jedenfalls insoweit funktionie-
ren wird, dass Angreifer mit ein-
zelnen Terrorwaffen sehr wahr-
scheinlich mit dem Fehlschlag ei-
nes solchen Angriffs rechnen 
müssen. Aus strategischer Sicht 
wäre eine solche erhebliche 
Funktionssicherheit ab 2013 zu-
nächst ausreichend (Nr. 37: 4 
sowie unten, zu Argument 4): 

(a) Die technologischen Heraus-
forderungen der Marschphasen-
bekämpfung sind zwar extrem: 
Hier müssen sich gleichsam zwei 
Nadelspitzen im Heuhaufen exakt 
treffen, die einander mit je ca. 
25.000 km/h entgegenrasen. Da-
bei müssen sämtliche System-
komponenten – Zielerfassungs- 
und Feuerleitradar, Raketenan-
trieb und -steuerung, Sensoren 
und Kommunikationsverbindun-
gen – binnen Sekundenbruchtei-
len und oft in Grenzbereichen 
heute verfügbarer Technologie 
absolut fehlerlos funktionieren. 
Gemessen an diesen außeror-
dentlichen Herausforderungen 
zeigen aber die bisherigen Tests 
klare und bemerkenswerte Fort-
schritte. Insgesamt ist der grund-
sätzliche Nachweis bereits er-
bracht, dass ein solches System 
technisch machbar ist. Erhebli-
cher Fortschritte bedarf es noch 
insbesondere im Bereich der Zu-
verlässigkeit und des Zusam-
menspiels einzelner Systemkom-
ponenten sowie in der Geschwin-
digkeit der Informationstechnolo-
gie. Für die Zukunft wird auch an 
neuartigen, schnelleren Antrieben 
der Abfangflugkörper geforscht. 
Speziell im IT-Bereich, der sei-
nerseits Grundlage für die Wei-
terentwicklung nahezu aller ande-
ren technologischen Komponen-
ten von Radaren über Antriebe 
bis hin zur Materialforschung ist, 
gilt auf absehbare Zeit unverän-
dert das Moore'sche Gesetz. Die-
sem zufolge verdoppelt sich die 
Komplexität integrierter Schalt-
kreise ca. alle zwei Jahre, was zu 
einem ähnlich exponentiellen An-
stieg der Leistungsfähigkeit führt.6 

                                                           
6 Die Entwicklungspläne in der Halbleiterin-
dustrie, welche die Einhaltung des Moor-
eschen Gesetzes sicherstellen sollen, reichen 
derzeit bis ins Jahr 2020. 
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(b) Die USA geben aktuell pro 
Jahr über 10 Mrd. Dollar für die 
Flugkörperabwehr aus. Diese 
Summe, von der trotz der 2004 
begonnenen Aufstellung von Sys-
temen ein Großteil in Forschung 
und Entwicklung investiert wird, 
soll in den kommenden Jahren 
noch ansteigen. Alle Ausgaben 
unterliegen der Kontrolle durch 
das Pentagon, den US-Kongress 
sowie den Rechnungshof. In ei-
ner offenen, gegenüber 
Staatsausgaben sehr kritischen, 
demokratischen Gesellschaft mit 
ständigen Wahlen und wechseln-
den, engen Kongressmehrheiten 
wie in den USA ist es sehr un-
wahrscheinlich, dass hier über 
Jahrzehnte hinweg solche Sum-
men ausgegeben werden, ohne 
dass eine große Erfolgswahr-
scheinlichkeit mit klaren Zwi-
schenfortschritten besteht. Die 
zuständigen Kontrollgremien ha-
ben selbstverständlich Zugang zu 
Informationen, die dem allgemei-
nen Geheimschutz unterliegen. 
(c) Falls man nicht davon aus-
geht, dass sämtliche russischen 
Bedenken, langfristig könnten 
theoretisch auch Teile ihres stra-
tegischen Nuklearpotentials durch 
die US-Systeme beeinträchtigt 
werden, ausschließlich auf Hyste-
rie oder verlogenem Zynismus 
basieren, so darf man annehmen, 
dass auch russische Experten 
von einer künftigen Wirksamkeit 
der US-Systeme ausgehen. Es ist 
zu vermuten, dass diese dabei 
ebenfalls über genauere Informa-
tionen verfügen als die allgemei-
ne Öffentlichkeit. 
(d) Die bodengestützte Marsch-
phasenbekämpfung (GMD) ist nur 
ein Element der gestaffelten Ver-
teidigung (layered defense) ge-
gen ballistische Flugkörper länge-
rer und langer Reichweiten, wenn 
auch zur Zeit das mit Abstand am 
weitesten entwickelte. Mittelfristig 
können seegestützte Elemente 
sowie Elemente der Startphasen-
bekämpfung hinzukommen; lang-
fristig sogar zur Bekämpfung in 
der Endphase. Bei den für Polen 
vorgesehen zehn Abfangflugkör-
pern (GBI) ist zudem – dafür ist 
eine gewisse Entfernung zum 
Startort der Angriffswaffe erfor-
derlich – eine Möglichkeit gege-
ben, zeitlich gestaffelte Klein-
Salven zu verschießen. So kann 
nach einem eventuellen Fehl-

schlag des ersten GBI ein zweiter 
oder sogar ein dritter gegen den 
selben Angriff eingesetzt werden. 
Auch dies steigert die Erfolgs-
wahrscheinlichkeit erheblich.7 
 
Grundsätzlich korreliert die Er-
folgssicherheit eines (Waffen-) 
Systems negativ mit dem Grad 
seiner Komplexität, nimmt also 
mit zunehmender Komplexität ab. 
Insofern ist die Annahme, Ab-
schreckung über eigene nukleare 
Langstreckenwaffen sei technisch 
sicher, während Flugkörperab-
wehr unsicher sei, eine unange-
messene Vereinfachung: Auch 
moderne Nuklearwaffen sind äu-
ßerst komplexe Systeme. Die 
letzten atmosphärischen Nukle-
arwaffentests der USA und der 
Sowjetunion fanden jeweils 1962 
statt. Zu diesem Zeitpunkt exis-
tierten heutige Systeme noch gar 
nicht, weder die Trägermittel, 
noch die Gefechtsköpfe. Faktisch 
wurden also auch die aktuell ver-
fügbaren strategischen Kernwaf-
fen (z. B. Trident oder Minute-
man-III, oder nuklear bestückte 
AGM-129 bzw. AGM-86B-
Marschflugkörper) noch nie als 
solche getestet, geschweige 
denn, unter "realistischen Bedin-
gungen" eingesetzt (Gottlob!). 
Gleichwohl wird ihre Funktionsfä-
higkeit zu Recht nicht in Frage 
gestellt: Einzelne Komponenten 
wie Trägermittel sowie Gefechts-
köpfe (als System oder als De-
sign) wurden getestet; in die Kon-
struktion der Waffensysteme ins-
gesamt floss zudem die Erfah-
rung von Jahrzehnten der Ent-
wicklung und von Teil-Tests ein.8 
Im Wesentlichen wird für GMD-
Systeme bis zum antizipierten 
Vorliegen einer akuten Bedro-
hung in frühestens sieben Jahren 
das gleiche Prinzip der Erfolgssi-
cherheit durch die Masse an 
Tests, Teil-Tests und anderen Er-
fahrungen gelten. 
 

                                                           
7 In Nr. 37 wurde zudem dafür argumentiert, 
dem System in Mitteleuropa eine weitere GBI-
Batterie in England hinzuzufügen, um diese 
sog. 'shoot-look-shoot'-Option erheblich zu 
erweitern und damit die Funktionssicherheit 
insgesamt massiv zu erhöhen (Nr. 37: 7). 
8 Die gesammelten Erfahrungen gehen so weit, 
dass sich die USA seit Jahren genügend Wis-
sen erarbeitet haben, um Kernwaffentests hin-
reichend aussagefähig als Computersimulation 
durchführen zu können. 

Eine weitere Variante der Gruppe 
"Flugkörperabwehr funktioniert 
nicht" bezieht sich auf technologi-
sche Gegenmaßnahmen, mit 
welchen anfliegende Flugkörper 
die Abwehr umgehen bzw. 
durchdringen können. Dieser 
Einwand folgt der jahrtausendal-
ten Erkenntnis, dass es grund-
sätzlich für jede militärische 
Technologie eine Gegentechno-
logie gibt. In Nr. 37 war dazu aber 
schlicht festgestellt worden, dass 
Iran oder Nordkorea – anders als 
Russland oder China – zu wirk-
samen Gegenmaßnahmen "auf 
absehbare Zeit nicht in der Lage 
sein" (6) werden. 
 
Technisch in Frage kämen als of-
fensive Gegenmaßnahmen Mehr-
fachsprengköpfe (MIRV- oder so-
gar MARV)9 sowie Sprengkopf-
Attrappen (Decoys) wie metallbe-
schichtete Ballons, die sich in der 
Marschphase separieren und ei-
ner Abwehr mehrere Flugkörper 
vorgaukeln.10 Eine weitere in der 
Literatur erwogene Option wäre 
die Kühlung der während der 
Startphase durch die Luftreibung 
stark erhitzte Flugkörperspitze,  
z. B. mit flüssigem Stickstoff, so-
dass die Infrarotsensoren des 
EKV (siehe Nr. 37: 6) ihr Ziel 
nicht mehr erfassen können. 
 
Eine detaillierte Diskussion tech-
nischer Details solcher Maßnah-
men sowie der Möglichkeiten der 
USA, diesen wiederum zu be-
gegnen, ist hier nicht möglich. 
Grundsätzlich aber ist es bereits 
äußerst schwierig, einen Nuklear-
sprengsatz so zu verkleinern und 
gegen die Atmosphäre beim Start 
und nach dem Wiedereintritt so-
wie gegen die Kälte des Welt-
raums zu schützen, dass er zur 
erfolgreichen Verbringung auf ei-
nem ballistischen Langstrecken-
flugkörper geeignet ist. Die ge-
nannten Gegenmaßnahmen er-
fordern erheblichen weiteren 
Platz in der Nutzlastabteilung des 
                                                           
9 MIRV: Multiple Independently targetable 
Reentry Vehicle: Auf einem Trägerflugkörper 
verbrachte Mehrfachsprengköpfe, die sich in 
der Marschphase separieren und jeweils eigene 
Ziele ansteuern. MARVs sind obendrein be-
grenzt autonom manövrierfähig. 
10 Freilich könnten sich solche Ballons erst im 
All vom Flugkörper trennen – sie müssten also 
eigens beheizt werden, damit sie den Infrarot-
sensoren eines EKV als beim Aufstieg durch 
die Erdatmosphäre stark erhitzte Gefechtsköp-
fe erscheinen können. 
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Flugkörpers (was entweder noch 
leistungsfähigere Raketenstufen, 
oder noch deutlich verkleinerte 
Nuklearsprengsätze voraussetzt) 
und bedeuten beachtliche zusätz-
liche Herausforderungen an die 
Konstrukteure. Zudem müssten 
sie getestet werden, was nicht 
unentdeckt bliebe. Derzeit jeden-
falls sind außer den USA nur 
Russland und – bereits mit erheb-
lichen Einschränkungen – China 
in der Lage, solche Maßnahmen 
zu ergreifen. In jedem Fall wer-
den Staaten wie Nordkorea oder 
Iran – falls sie dazu überhaupt in 
der Lage sind – zur Einführung 
solcher Gegenmaßnahmen er-
heblich mehr Zeit benötigen als 
ohnehin für die Entwicklung nuk-
lear bestückter Langstreckenflug-
körper. Dies wiederum lässt eini-
gen Raum für Gegenmaßnahmen 
der USA. Konsequent zu Ende 
gedacht läge dann ein High-Tech-
Rüstungswettlauf vor, in welchem 
es wenig wahrscheinlich ist, dass 
die USA einer Drittweltnation un-
terliegen. Für die aktuelle Per-
spektive bis 2015 spielen offensi-
ve Gegenmaßnahmen zur Flug-
körperabwehr jedenfalls aus 
technischen Gründen keine Rolle. 
 
Könnten Russland oder China 
den "Problemstaaten" entspre-
chende Technologien einfach 
verkaufen? Es ist technisch kaum 
möglich, solche Maßnahmen an 
weit weniger leistungsfähigere 
Staaten als fertige "Technologien" 
zu verkaufen, welche dann der 
Käufer eigenständig in von ihm 
entwickelte Waffensysteme integ-
riert. Denkbar wäre dann eher der 
Verkauf eines kompletten Teil-
Systems wie z. B. eines MIRV-
Gefechtskopfes. Dies allerdings 
erscheint heute als extrem un-
wahrscheinlich. Es wäre in jedem 
Fall eine derart schwere Verlet-
zung des NPT, dass sie auf einen 
echten casus belli hinausliefe. 
Ohnehin kann es kaum im Inte-
resse Russlands oder Chinas lie-
gen, die absolute Spitze ihrer 
strategischen Nuklearwaffentech-
nologie wirksam an Drittweltstaa-
ten weiterzugeben, die auch ih-
nen gegenüber problematische 
strategische Interessen vertreten 
bzw. Risiken bilden. 
 

Argument 2: Strategische Flug-
körperabwehr ist zu teuer 
Mit dieser These wird gern die 
Behauptung der Funktionsunfä-
higkeit oder der Verweis auf eine 
Politik von Abschreckung und 
Vergeltung (s. u., Argument 4) 
unterstützt, sodass der Gesamt-
eindruck einer großen Geldver-
schwendung entsteht. Für 2008 
liegt das Missile Defense-Bugdet 
der USA insgesamt bei ca. 11 
Mrd. Dollar; bis 2013 werden vom 
Congressional Budgetary Office 
15-19 Mrd. USD pro Jahr ge-
schätzt.11 Der Anteil für die GMD-
Anlagen in Mitteleuropa wird da-
bei mit 3,5 bis 4 Mrd. Dollar ver-
anschlagt.12 Als Kosten für die 
Umsetzung des NATO-Pro-
gramms ALTBMD (Nr. 37: 8) 
werden ca. 800 Mio. EUR ge-
nannt. Die Anfang 2006 vorgeleg-
te geheime NATO-Machbar-
keitsstudie soll die Gesamtkosten 
für ein europäisches System auf 
zwischen 10 und 20 Mrd. EUR 
schätzen. 
 
Dies ist für sich betrachtet jeweils 
viel Geld, für das sich mühelos 
erfreulichere Verwendungszwe-
cke erdenken lassen. Insgesamt 
ist das Kostenargument aufgrund 
seiner relativen Natur auch kaum 
endgültig widerlegbar. Dieses Di-
lemma gilt aber für verteidigungs-
orientierte Rüstungsausgaben in 
freiheitlichen Demokratien ganz 
grundsätzlich: Am lohnendsten 
sind diese Ausgaben dann, wenn 
die angeschafften Systeme gar 
nicht, oder nur in minimalem Ma-
ße zum Einsatz kommen müssen, 
Krieg oder eine erfolgreiche Er-
pressung also verhindert werden 
können. Den Wert von Frieden 
und Freiheit bei gleichzeitigem 
Wohlstand und politischer Hand-
lungsautonomie konkret zu bezif-
fern und in Bezug zu Militäraus-
gaben zu setzen, und damit dann 
nach erfolgreichem Nicht-Einsatz 
die Kosteneffizienz von Rüstung 
                                                           
11 Vgl. Daniel Möckli: US Missile Defense: A 
Strategic Challenge for Europe; CSS Analyses 
in Security Policy Vol. 2 No. 2, April 2007, S. 
1. 
12 Vgl. Norbert Wagner / Roman Sehling: Ra-
ketenabwehr – die Position der USA; in: Rake-
tenabwehr in Europa - die Diskussion in den 
USA, in Tschechien, Polen und Russland; 
KAS Diskussionspapier Juli 2007, S. 2-8, hier 
S. 4. Die Autoren weisen darauf hin, dass 
maßgebliche politische Kräfte in Washington 
der Ansicht sind, diese Kosten sollten von den 
Europäern getragen werden. 

zu bewerten, ist faktisch unmög-
lich. Im Gegenzug muss indes 
angesichts der offensichtlichen 
mittelfristigen Bedrohungsper-
spektive allein schon aus Iran die 
Frage gestellt werden, was denn 
z. B. Sicherheit oder Bündnis- 
und außenpolitische Handlungs-
fähigkeit Deutschlands wert sind. 
Im schlimmsten Falle würde sich 
sogar die – ebenfalls unbeant-
wortbare – Gegenfrage nach dem 
Geldwert einer deutschen Groß-
stadt samt Bevölkerung stellen. 
 
Argument 3: Es ist keine realis-
tische Bedrohung erkennbar 
Aktuell begründen die USA ihre 
Pläne für Mitteleuropa mit Gefah-
ren aus den "Problemstaaten" 
Nordkorea und vor allem Iran.13 
Regelmäßig wird von Kritikern der 
aktuellen US-Pläne aber bestrit-
ten, dass eine iranische Bedro-
hung vorliegt. Dies trifft für heute 
auch zu, denn bislang "existieren 
keine iranischen Massenvernich-
tungswaffen, die die USA oder 
auch nur Europa bedrohen könn-
ten, weder als Flugkörper (delive-
ry vehicle), noch als flugkörperfä-
higer Nukleargefechtskopf (war-
head)." (Nr. 37: 3). Allerdings be-
steht ein sehr ernst zu nehmen-
des Risiko, dass bis 2015 eine 
solche Bedrohung vorliegen 
kann. Der Iran arbeitet nachweis-
lich an entsprechender Raketen-
technologie; sein ostentativ ge-
gen die Staatenwelt weiter ver-
folgtes Nuklearprogramm weist 
akut besorgniserregende Merk-
male in diese Richtung auf. Damit 
könnte bereits in wenigen Jahren 
das gesamte europäische NATO-
Gebiet im Erpressungsbereich i-
ranischer Nuklearwaffen liegen. 
Die USA und auch andere Staa-
ten gehen in ihren auf nachrich-
tendienstlichen Erkenntnissen 
(sowie der Erfahrung mit Nordko-
reas unerwartet schnellen Fort-
schritten) basierenden Analysen 
vom Jahr 2015 als möglichem 
Zeitpunkt einer echten Bedrohung 
aus. Systeme geringerer Reich-
weite, die Teile Süd- und Mittel-
europas bedrohen können, kön-
nen schon früher einsatzbereit 
sein, sodass innerhalb der NATO 
die US-Pläne für Mitteleuropa zu-
                                                           
13 Bei genauerer Analyse der offiziellen Quel-
len ist aber festzustellen, dass auch Risiken 
weiterer Proliferation an staatliche und nicht-
staatliche Akteure begegnet werden soll. 
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letzt kaum mehr in Frage gestellt 
wurden.14 Dass der Iran mit sei-
nem Nuklearprogramm auch mili-
tärische Ziele verfolgt, steht für 
unvoreingenommene Beobachter 
außer Zweifel. Gegen die zivile 
Nutzung der Kernenergie, auf die 
Iran ein Anrecht hat, richten sich 
jedenfalls weder die Bedenken 
der IAEO15, noch die vom Weltsi-
cherheitsrat – also auch von 
Russland und China – gemein-
sam getragenen Sanktionen. 
 
Mitunter wird im Zusammenhang 
mit dem Bestreiten einer Bedro-
hungs- bzw. Risikolage auch ge-
äußert, Iran sei in seiner Ge-
schichte noch nie als Aggressor 
aufgetreten und habe auch nie 
Europa bedroht, sondern 
schlimmstenfalls Israel. Zudem 
gebe es im Iran nicht nur aggres-
sive Akteure wie den Präsidenten 
Ahmadinedschad, sondern auch 
"Gemäßigte" bzw. "Reformer", die 
man nicht konfrontieren dürfe, um 
eine "Öffnung" des Landes nicht 
zu gefährden. Iran habe sicher 
kein Interesse, gegen Europa und 
die USA Krieg zu führen, sei 
vielmehr selbst bedroht durch aus 
den USA zu hörende Forderun-
gen nach "regime change" in Te-
heran, und könnte daher Nukle-
arwaffen zur eigenen Sicherheit 
anstreben.16 
 
Das iranische Regime hat durch-
aus eine Geschichte aggressiven 
und offensiven Agierens. Dies ist 
zwar nur in "kleineren" Fällen 
ganz offensichtlich, wie in Mord-

                                                           
14 Vgl. z. B. Horst Bacia: Nato: Raketenab-
wehr keine Bedrohung Russlands. Bündnis be-
rät über amerikanische Initiative / Europäer 
tragen keine Einwände vor; in: FAZ vom 20. 
April 2007, S. 1 und 2 sowie ders.: Nato prüft 
Bau einer Raketenabwehr. "Keine geteilte Si-
cherheit in Europa" / Lob für Putin; in: FAZ 
15. Juni 2007, S. 6. 
15 Vgl. nbu: El Baradei: Iran unsere größte 
Sorge; in: FAZ vom 12. Juni 2007, S. 8. 
16 In diese Richtung argumentieren erstaunlich 
unverhohlen auch Elbe / Weisser, a.a.O., S. 4. 
Abgesehen davon, dass hier ein logischer Wi-
derspruch zu der Behauptung besteht, es gebe 
"keine realistische Bedrohung": Welchen Ein-
druck soll es auf die Verteidiger des internati-
onalen Rechts (welches dem Iran Nuklearwaf-
fen verbietet und die weitere Verbreitung die-
ser Waffenart ausnahmslos untersagt), auf die 
unermüdlich um eine diplomatische Lösung 
im Ringen gegen eine Nuklearwaffenfähigkeit 
Irans engagierten Staaten, und schließlich auf 
unsere Partner in NATO und EU machen, 
wenn zum Zwecke der Debatte gegen die US-
Pläne aus Deutschland heraus das rechtswidri-
ge Agieren Irans faktisch gerechtfertigt wird? 

aufrufen gegen EU-Bürger (Sal-
man Rushdie), durch iranische 
Nachrichtendienste verübte 
Mordanschläge u. a. in Deutsch-
land oder wiederholten staatli-
chen Entführungen (zuletzt z. B. 
der Fall der britischen Matrosen, 
die in Ausführung ihres UNO-
Mandats aus internationalen Ge-
wässern verschleppt wurden). Mi-
litärisch agiert Iran zwar derzeit 
nicht selbst und offen offensiv, 
dafür aber sehr aktiv verdeckt 
oder durch Dritte. Herausgeho-
benes Beispiel sind die Hizbullah, 
die mit umfassender Hilfe Irans 
einen Teil des Libanons unter ih-
rer faktischen Kontrolle halten 
und von dort aus Krieg gegen Is-
rael führen – auch unter Einsatz 
ballistischer Flugkörper aus Iran. 
Weitere Beispiele wären die Ha-
mas (mit Unterstützung iranischer 
Spezialkräfte) sowie der Islami-
sche Djihad. Iranische Waffen, 
Ausbildung und Spezialkräfte hel-
fen auch im Südirak, mit tödli-
chem Erfolg gegen gepanzerte 
US- und britische Fahrzeuge zu 
agieren.17 Auf diese Arten aktiver 
Destabilisierung, Terrorismus und 
Kriegführung bezieht sich neben 
dem Streben nach nuklearen Ter-
rorwaffen der legitime Wunsch – 
nicht nur der USA – nach regime 
change in Teheran. Es ist unzu-
treffend, diesen Wunsch mit einer 
militärischen Drohung gegen Iran 
gleichzusetzen. Nicht das Regime 
soll verschwinden; selbst Hardli-
nern in Washington würde es 
vollkommen genügen, wenn der 
Iran seine offensive Politik des 
Exports der "Islamischen Revolu-
tion", der Destabilisierung und 
des Strebens nach Nuklear- und 
Raketentechnologie einstellen 
wurde. 
 
Für den Iran sind Terrorwaffen 
Teil seiner asymmetrischen Stra-
tegie gegen die USA, den Westen 
insgesamt, sowie Israel. Damit 
könnten die USA vom Eingreifen 
in regionale Konflikte abgehalten, 
zum Rückzug aus strategischen 
oder Friedenseinsätzen gezwun-
gen, oder Partnernationen der 
USA eingeschüchtert werden. 
                                                           
17 Vgl. z. B. Kapitel 3 des vom US-Außenmi-
nisterium veröffentlichten Länderberichts zum 
Terrorismus 2006, in welchem es unter zahl-
reichen weiteren Beispielen zum Iran heißt: "I-
ran remained the most active state sponsor of 
terrorism." Fundort: 
www.state.gov/s/ct/rls/crt/2006/82736.htm. 

Demgegenüber wollen die USA 
mit den Anlagen in Mitteleuropa 
vier Ziele erreichen: (1) Schutz 
der bestehenden Frühwarnanla-
gen in England und Grönland (Nr. 
37: 5); (2) verbesserter Schutz 
der USA durch zusätzliche und 
frühere Abfangmöglichkeiten; (3) 
Ausdehnung des Schutzschirms 
auf wichtige Alliierte der USA in 
Europa; (4) Signal nach Außen, 
dass die USA beim Streben nach 
Schutz gegen Terrorwaffen nicht 
allein stehen.18 
 
Aus strategischer Sicht dürfte das 
iranische Regime kaum ein ratio-
nales Interesse am tatsächlichen 
Einsatz nuklearer Waffen gegen 
die USA oder ihre europäischen 
Partner haben. Faktisch wäre ein 
solcher Einsatz gleichbedeutend 
mit einem weitgehenden Schei-
tern einer asymmetrischen Stra-
tegie der Einschüchterung und 
Erpressung. Das Risiko, welches 
die NATO-Staaten laufen, besteht 
vielmehr darin, einer primär auf 
psychologische Beeinflussung 
abzielenden Bedrohung schutzlos 
ausgesetzt zu werden. So könnte 
der Iran noch wirksamer auf der 
Klaviatur der Angst spielen, wenn 
er bei Widerstand gegen seine of-
fensiven politischen Ziele und Ak-
tionen mit einem Nuklearangriff 
drohen könnte. Man stelle sich 
die Reaktion in der EU gegenüber 
einem Fall wie der Verschleppung 
britischer Matrosen aus internati-
onalen Gewässern vor in einer Si-
tuation, in welcher der Iran mit 
Nuklearwaffen statt mit "Prozes-
sen" drohen kann. 
 
Grundsätzlich ist bei der Frage 
nach der Bedrohung also die Ein-
schätzung zur künftigen Entwick-
lung heutiger Risiken ausschlag-
gebend. Dabei sind die Größe 
möglicher Bedrohungen, deren 
Eintrittswahrscheinlichkeit, sowie 
die Kosten möglicher Gegen-
maßnahmen sachlich abzuschät-
zen. Allein für nordkoreanische 
und iranische Nuklearwaffen sind 
die USA und andere Staaten in 
ihren Bewertungen zu dem Er-
gebnis gelangt, dass rechtzeitige 
Anstrengungen zur Aufstellung 
geeigneter Defensivmaßnahmen 

                                                           
18 Vgl. Missile Defense Agency: Fiscal Year 
2008 (FY08) Budget Estimates Overview; Ap-
proved for Public Release 07-MDA-2175 (31 
JAN 07), S. 3-5. 
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als Ergänzung zu den diplomati-
schen Bemühungen sinnvoll sind. 
Wichtig ist in diesem Kontext, 
dass weder der Iran das einzige 
Risiko bildet, noch allein ballisti-
sche Nuklearwaffen westliche 
Bevölkerungszentren erheblich 
bedrohen können: Auch mit den 
etwas weniger aufwendig herzu-
stellenden chemischen und biolo-
gischen Langstreckenwaffen las-
sen sich erfolgversprechende Er-
pressungsversuche wagen. 
 
Argument 4: Abschreckung 
durch Vergeltungsandrohung 
würde vollkommen genügen 
Hier wird davon ausgegangen, 
Erpressungsdrohungen mit Ter-
rorwaffen könnte dadurch begeg-
net werden, dass ihre Adressaten 
auf die Androhung nuklearer Ver-
geltung19 oder – eine Variante – 
auf Präventivangriffe setzen. Da 
die heutigen Arsenale der USA, 
Frankreichs oder des Vereinigten 
Königreichs jeweils mühelos aus-
reichen, z. B. den gesamten Iran 
dem Erdboden gleich zu machen, 
sei ein zusätzliches Defensivsys-
tem überflüssig. 
 
Aus den USA wird diesem Ab-
schreckungsargument entgegen-
gehalten, dass die islamistische 
Regimeideologie z. B. des Iran 
ein stark irrationales Element be-
inhaltet und deshalb klassische 
Abschreckung in diesem Fall 
möglicherweise nicht funktionie-
ren könne: Wer fest daran glau-
be, durch seinen Tod in einem 
'heiligen Krieg' Eingang in ein 
jenseitiges Paradies zu finden, 
den könne auch nukleare Vergel-
tung nicht abschrecken. Verwie-
sen wird auf die Selbstmordan-
schläge des 11. September 2001. 
Der Leiter der MDA, Generalleut-
nant Trey Obering, spricht in die-
sem Zusammenhang vom "natio-
nalstaatlichen Äquivalent zum 
Selbstmordattentäter".20 
 
                                                           
19 Ein prominentes Beispiel für diese Haltung 
bei einem deutschen Fachpolitiker findet sich 
in Peter Müller: "Amerika hält Absprachen 
nicht ein" – Interview mit dem SPD-
Verteidigungsexperten Rainer Arnold; in: 
WELTonline vom 28. März 2007; 
www.welt.de/politik/article782181/Ameri-
ka_haelt_Absprachen_nicht_ein.html. 
20 Vgl. z. B. Daniel Dombey / Demetri Sevas-
topulo: Intercept or interfere? How missile de-
fence pits the Pentagon against allies; in: Fi-
nancial Times (London Edition); 7. März 
2007; S. 13 [eigene Übersetzung]. 

Eine etwas sachlichere US-
Analyse konstatiert: In der von 
den "Problemstaaten" angesichts 
ihrer grundsätzlichen Unterlegen-
heit verfolgten asymmetrischen 
Strategie der Erpressung mit Ter-
rorwaffen liegt eine andere Logik 
als die dem Kalten Krieg zugrun-
deliegende. In der asymmetri-
schen Strategie sind solche Waf-
fen aktive Elemente der Politik, 
nicht deren ultima ratio. Diese 
Strategie beinhaltet ihrer Natur 
nach bereits eine hohe Risikobe-
reitschaft. In diesem Sinne wird 
durch die Entwertung von ballisti-
schen Angriffswaffen durch ent-
sprechende Abwehrsysteme eine 
Abschreckung erst wieder ermög-
licht.21 
 
Beide Standpunkte sind nicht völ-
lig von der Hand zu weisen – 
auch wenn z. B. das Regime 
Nordkoreas auf einer ganz ande-
ren Ideologie gründet als das ira-
nische. Übersehen wird hier aber 
ein viel größeres Problem, wel-
ches im Falle von "Problemstaa-
ten" mit Terrorwaffen gegen ein 
ausschließliches Vertrauen auf 
die traditionelle Abschreckung 
durch Vergeltung spricht. So  
agieren der Iran und seine Stell-
vertreter zwar schon lange unter 
Einsatz von – aus westlicher Per-
spektive – irrationalen Selbst-
mordattentätern oder "Märtyrern 
des Heiligen Krieges". Dies gilt 
sowohl defensiv wie z. B. im Falle 
des ersten Golfkriegs gegen den 
Angriff des Irak, als auch aktuell 
offensiv wie z. B. im Falle von 
Hizbullah oder Hamas als militäri-
schen Angriffswerkzeugen irani-
scher Außenpolitik. Analysiert 
man indes das Agieren des Tehe-
raner Regimes insgesamt, so 
liegt der Schluss nahe, dass die 
Irrationalität nur für das zynisch 
geopferte Fußvolk gilt, nicht aber 
für die Machthaber. Weder den 
Theokraten noch der alten Kul-
turnation Iran als ganzer sollte Ir-
rationalität unterstellt werden. Am 
Beispiel des Agierens in der Nuk-
learfrage zeigt sich vielmehr ein 
ausgesprochen rationales strate-
gisches Konzept, welches die 
Konfliktlinien im UN-Sicherheits-

                                                           
21 So z. B. The White House, Washington: Na-
tional Security Presidential Directive 23 – Na-
tional Policy on Ballistic Missile Defense; 16. 
Dezember 2002; zu finden unter 
www.fas.org/irp/offdocs/nspd/nspd-23.htm. 

rat, aber auch innerhalb des Wes-
tens sowie die mangelhafte stra-
tegische Kultur in vielen westli-
chen Nationen nahezu perfekt für 
die eigenen Ziele auszunutzen 
versteht.22 Hier ist es Teheran 
ebenso wie im Falle seiner Aktio-
nen im Libanon oder im Südirak 
gelungen, seine Pläne weitge-
hend ungestraft und ungehindert 
voranzutreiben. Instrumente und 
Ansatzpunkte dieser Politik sind  

• die Nutzung von Stellvertretern, 
die eine direkte Zuordnung poli-
tischer Verantwortung sehr er-
schwert; 

• das Wechselspiel aus wider-
sprüchlichen Signalen, aus Ag-
gression und einschüchternden 
Drohungen einerseits, und "Sig-
nalen" von "Moderaten" und 
"Reformern" andererseits. Die-
ses von den Machthabern in-
zwischen perfektionierte "Good 
Cop – Bad Cop"-Spiel setzt ge-
genüber der Öffentlichkeit im 
Westen (und auch gegenüber 
manchem politischen Entschei-
dungsträger) sehr erfolgreich 
darauf, dass übersehen wird, 
dass weder Präsident noch "Re-
former" im Iran relevante Ent-
scheidungsträger sind: Sie kön-
nen nachhaltig nur im Einver-
nehmen mit, bzw. unter Duldung 
des Theokratenregimes agieren; 

• die Ausbeutung des dramati-
schen Verlusts an Ansehen und 
Glaubwürdigkeit der Politik der 
USA sowie ihrer engsten Ver-
bündeten durch die schweren 
Fehler in Afghanistan und vor 
allem im Irak. Die Stichworte 
"Guantanamo" oder "Abu 
Ghraib" genügen als Beispiele 
für kopfloses Agieren ange-
sichts einer neuen Bedrohung, 
welches vor allem dazu führt, 
genau die Werte zu unterminie-
ren, die verteidigt werden soll-
ten. Hier wurde ein Großteil des 
politischen Kapitals des Wes-
tens verbrannt, ohne welches 
aber alles militärische und wirt-
schaftliche Kapital letztlich hohl 
bleiben muss; 

• die Ausnutzung des im Westen 
weit verbreiteten masochisti-
schen Sentiments, unser relati-

                                                           
22 Mit Abstrichen gilt dies auch ähnlich für 
Nordkorea, welchem es mit seinen Nuklear-
waffenprogrammen immer wieder zu gelingen 
scheint, massive Zugeständnisse selbst der 
USA zu erpressen. 
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ver Wohlstand und unsere Frei-
heit könnten angesichts von 
Armut und Unterentwicklung in 
der Welt nur ungerecht sein, 
mithin habe jedes Drittweltre-
gime a priori ein gewisses 
Recht, notfalls auch mit Gewalt 
den status quo zu seinen Guns-
ten zu ändern. Dieses Senti-
ment geht einher mit einer frag-
würdigen Ideologie der Äqui-
distanz, derzufolge Demokratie, 
Marktwirtschaft, Freiheitlichkeit, 
Pluralismus, Säkularismus und 
Rechtsstaatlichkeit westlicher 
Ausprägung nicht per se legiti-
mer seien als "andere Formen", 
die "andere Kulturen" für sich 
"wählten" und für die man zuerst 
und immer wieder Verständnis 
und "Dialogbereitschaft" auf-
bringen müsse; 

• die Nutzbarmachung wirtschaft-
licher Gewinnaussichten. Unter 
Ausnutzung der globalen Ab-
hängigkeit von fossilen Energie-
trägern, dem zunehmenden 
Wettbewerb um diese Ressour-
cen und dem daraus resultie-
renden Reichtum und ökonomi-
schen Einfluss Irans werden im 
Westen innenpolitisch wirk-
mächtige wirtschaftliche Inte-
ressengruppen eingekauft, mit 
der Verheißung auf weitere luk-
rative Geschäfte gegen Ein-
flussnahme für ein politisches 
Gewährenlassen des Regimes. 

 
Diese Klaviatur23 hat der Iran in 
den vergangenen Jahren derart 
effizient und erfolgreich bedient, 
dass im Vergleich zum Agieren 
der Europäischen Union und den 
innenpolitischen Diskussionen 
insbesondere in Deutschland 
manches für die Schlussfolgerung 
spricht, das Theokratenregime in 
Teheran agiere nicht irrational, 
sondern im Gegenteil erheblich 
rationaler als Westeuropa. 
 
Eine solche Analyse führt auf ein 
strategisches Dilemma, welches 
traditionelle Abschreckung als 
Mittel zur Abwehr nuklearer Er-
pressungsdrohungen gegen ein 
solcherart rational agierendes 
Teheraner Regime unglaubwür-
dig macht: Bereits eine nur 50-

                                                           
23 Auch Russland bedient sich derzeit vieler 
der genannten Strategien und Ansatzpunkte in 
sehr ähnlicher Weise, um seine eigenen Profit- 
und Machtinteressen zu fördern. 

prozentige Wahrscheinlichkeit, 
dass der Iran in der Lage wäre, 
einen einzelnen Nuklearspreng-
kopf z. B. in Richtung München 
abzufeuern dürfte – bei gleichzei-
tigem Abfedern entsprechender 
Drohungen durch "moderate Sig-
nale" der Hoffnung für den Fall 
des Eingehens auf das Erpres-
sungsziel – genügen, um die NA-
TO zu spalten und damit hand-
lungsunfähig zu machen. Nimmt 
man eine Situation an, in welcher 
es dem Iran darum geht, westli-
ches Eingreifen gegen seine 
selbst oder durch Dritte vorange-
triebenen strategischen Offensiv-
ziele – z. B. durch Hamas oder 
Hizbullah gegen das "zionistische 
Gebilde" Israel, oder direkt gegen 
einen der aufstrebenden Golf-
staaten – zu verhindern: Welcher 
demokratisch wiederzuwählende, 
und einer freien Öffentlichkeit 
verantwortliche politische Führer 
hierzulande wäre dann bereit, 
sich noch an der Seite der USA 
zu engagieren, wenn dies die Ge-
fahr birgt, dass eine eigene 
Großstadt iranischer "Selbstver-
teidigung" zum Opfer fällt? Der 
Wert der Terrorwaffen liegt also 
nicht in ihrem tatsächlichen Ein-
satz, an dem auch die Theokra-
ten in Teheran kein Interesse ha-
ben dürften, sondern in deren Er-
pressungspotential. Bereits die 
ungleich kleinere Gefahr der An-
drohung von "Prozessen" gegen 
die verschleppten britischen See-
leute im Frühjahr 2007 haben ge-
genüber der viel robusteren briti-
schen Öffentlichkeit bemerkens-
werte Wirkung gezeigt. Für 
Deutschland sei an die hysteri-
sche Weltende-Diskussion erin-
nert, welche Saddam Husseins 
Drohung 1991, die kuwaitischen 
Ölquellen in Brand zu setzen, 
auslöste – zu Lasten der deut-
schen Unterstützung für die Ope-
ration Desert Storm. 
 
Wie glaubwürdig ist dann eine 
Vergeltungsdrohung mit Nuklear-
waffen, die eine Partnerregierung 
in Washington, Paris oder London 
einsetzen müsste, um im Falle 
eines tatsächlichen Angriffs z. B. 
auf Deutschland (ggf. gefolgt von 
"Good Cop"-Äußerungen, der Ab-
schuss der Waffe sei gar nicht of-
fiziell autorisiert gewesen, die 
schuldigen "Heißsporne" würden 
bestraft, etc.) Vergeltung für 

deutsche Opfer zu üben? Wie 
groß ist die Wahrscheinlichkeit, 
dass ein ebenfalls einer eigenen 
demokratischen Öffentlichkeit ge-
genüber verantwortlicher Führer 
in Frankreich, den USA oder dem 
Vereinigten Königreich durch ei-
nen Nuklearangriff gegen Iran 

• weitere Terrorwaffen (sowie 
verstärkten 'normalen' Ter-
rorismus) auf das eigene 
Territorium und gegen die 
eigene Wahlbevölkerung 
anziehen und 

• Millionen unschuldige irani-
sche Zivilisten (die selbst 
mehrheitlich Opfer ihres Re-
gimes sind) ermorden wür-
de, 

nur um Vergeltung für dadurch 
auch nicht mehr zu helfenden 
deutschen Opfern zu üben? Zur 
Entwertung von im Rahmen einer 
asymmetrischen Strategie ange-
drohten Terrorwaffen ist Abschre-
ckung durch eine Vergeltungsan-
drohung, welche zudem für die al-
lermeisten NATO-Partner durch 
Dritte realisiert werden müsste, 
ein politisch, strategisch und  
ethisch untaugliches Konzept. 
 
Für die Variante der militärischen 
Präventivschläge gilt, das sich die 
USA diese Option ausdrücklich 
vorbehalten. Fast das gleiche gilt 
– aus gutem Grund, wie die Zer-
störung des irakischen Osirak-
Reaktors 1981 und das zehn Jah-
re danach aufgedeckte irakische 
Nuklearprogramm belegten – für 
Israel, welches sicher kein zwei-
tes Mal in der Geschichte einem 
Holocaust passiv entgegensehen 
wird. Es ist müßig, hier die gravie-
renden politischen, juristischen 
und vor allem menschlichen 
Probleme eines solchen Präven-
tivangriffs der USA oder Israels 
gegen künftige iranische Nukle-
arwaffen zu erörtern. Die USA 
sind dazu aufgrund ihres dramati-
schen politischen Ansehensver-
lusts ohnehin schwerlich in der 
Lage. Zudem deutet alles, was 
über offensive Möglichkeiten der 
USA einerseits, und über die de-
zentrale und tief verbunkerte 
Struktur der iranischen Waffen-
programme andererseits bekannt 
ist darauf hin, dass aufgrund mili-
tärisch-technischer Probleme 
noch nicht einmal eine akzeptable 
Erfolgswahrscheinlichkeit eines 
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solchen Angriffs besteht. Anders 
gesagt: Israel müsste sicher, die 
USA sehr wahrscheinlich in er-
heblichem Umfang auch nukleare 
Waffen einsetzen, um das irani-
sche Waffenprogramm wirksam 
zu unterbinden. Die Folgen wären 
furchtbar. Dieses Dilemma be-
schrieb der US-Senator und re-
publikanische Präsidentschafts-
anwärter für 2008, John McCain, 
so: "The only thing worse than 
bombing Iran, is allowing Iran to 
get the bomb." Wenn aber ein 
nuklear erpressungsfähiger Iran 
noch schlimmer wäre als ein wei-
terer, schwerer und für die USA in 
jeder Hinsicht extrem teurer 
Krieg: Warum sollte dann ein rein 
defensives System, welches ein 
mögliches Erpressungspotential 
Irans weitgehend entwertet, nicht 
eine gute Rückversicherungs-
Option sein? 
 
Argument 5: Die USA agieren 
übereilt; es muss erst verhan-
delt werden, dann gerüstet 
Der Tenor zahlreicher Äußerun-
gen dieser Art zielt darauf ab, mit 
der Installation des vorgesehenen 
Abwehrsystems in Mitteleuropa 
(oder gar mit den eben erst auf-
genommenen offiziellen Verhand-
lungen darüber) dürfe erst be-
gonnen werden, wenn alle Ver-
handlungen mit Iran definitiv ge-
scheitert seien. Die derzeitigen 
Aktivitäten seien übereilt. 
 
Erstens muss hier an den Zeit-
rahmen erinnert werden: Die An-
lagen in Mitteleuropa können 
nach dem derzeit von den USA 
verfolgten Plan frühestens Ende 
2012 einsatzfähig sein. Sollten 
also in z. B. drei Jahren, in wel-
chen der Iran sein Nuklearpro-
gramm wie während der bisheri-
gen, erfolglosen Verhandlungen 
weiter vorangetrieben hat, auch 
die letzten Kritiker eingestehen, 
dass Verhandlungen "gescheitert" 
sind – dann wären also noch ca. 
fünf Jahre erforderlich, um eine 
entsprechende Defensivkapazität 
aufzubauen. Genau dieses Risi-
ko, in absehbarer Zeit schutzlos 
dazustehen, wollen die USA mit 
ihrem Doppel-Ansatz vermeiden. 
 
Dieser Doppelansatz sieht zwei-
tens vor, unter Ausschöpfung al-
ler diplomatischen Mittel mit Iran 
über eine Einstellung oder zu-

mindest internationale Kontrolle 
seines Nuklearprogramms zu 
verhandeln. Das parallele Aufstel-
len von Abwehranlagen soll ge-
nau diese Verhandlungen unter-
stützen, indem sie die teure Stra-
tegie des Irans von vornherein 
weniger erfolgversprechend 
macht, die angestrebten Terror-
waffen entwertet. Umgekehrt wä-
re ein Sieg der Bedenkenträger 
gegen die US-Pläne ein stärken-
des Signal an die Theokraten im 
Iran, dass ihre oben skizzierte 
Strategie erneut in vollem Um-
fang aufgeht. 
 
Drittens agieren die USA keines-
wegs übereilt. Die Verhandlungen 
mit dem Iran dauern bereits seit 
über dreieinhalb Jahren an, mit 
nur zwei erkennbaren Ergebnis-
sen: Iran ist einerseits bereit, die 
gesamte Welt einschließlich des 
Weltsicherheitsrats offen zu kon-
frontieren und hat andererseits 
mehrere Jahre Zeit für das erfolg-
reiche Vorantreiben seines Nuk-
learprogramms gewonnen. 
 
Auch die Absicht der USA, ihre 
eigene und die Sicherheit ihrer 
Verbündeten durch ein Abwehr-
system gegen Terrorwaffen zu 
erhöhen, ist im Kern seit 1999 
bekannt. Spätestens 2002 wurde 
das Anliegen der USA, auch für 
ihre Ostküste und Westeuropa 
Abwehrsysteme zu installieren, in 
die NATO getragen. Im Ergebnis 
wurde lediglich eine umfangrei-
che Studie initiiert, die seit knapp 
eineinhalb Jahren vorliegt – und 
weiter diskutiert und geprüft wer-
den soll, während das Zeitfenster 
im Rennen darum, wer als erster 
drohungsfähige Nuklearwaffen 
besitzt oder ein glaubwürdiges 
Defensivsystem dagegen, zu-
nehmend kleiner wird.24 Die Plä-
ne der USA für Mitteleuropa sind 
spätestens seit 2005 öffentlich 
bekannt (Nr. 37: 4), ohne dass 
dies irgendeine Diskussion nach 
sich gezogen hätte. Es ist also 
absolut unzutreffend, von einem 

                                                           
24 Einen guten Überblick über die Diskussio-
nen schon bis 2003 bieten Tim Youngs / Claire 
Taylor: Ballistic Missile Defence; House of 
Commons Library Research Paper 03/28; Lon-
don, 26. März 2003. In der NATO hofft man 
nun, nach weiteren Verzögerungen und einem 
neuen Prüfauftrag in Riga Ende 2006, bis zum 
Bukarester Gipfel im April 2008 zu einer Ent-
scheidung zu kommen, vgl. Nato prüft Bau ei-
ner Raketenabwehr; a.a.O. 

übereilten Agieren der USA oder 
gar einem künstlich aufgebauten 
Zeitdruck zu sprechen. In diesem 
Fall liegt es im Verantwortungs-
bereich der Europäer, wenn nun 
nicht mehr viel Zeit vor dem Be-
ginn der Aufstellung verbleibt, 
und wenn die USA das Thema 
nun noch lieber als zuvor bilateral 
mit besonders zuverlässigen 
Partnern angehen, um nicht wei-
tere wertvolle Zeit zu verlieren. 
 
Der Vergleich mit dem NATO-
Doppelbeschluss ist unpassend, 
da dieser das Aufstellen äußerst 
bedrohlicher Angriffswaffen vor-
sah, während es hier um das 
Aufstellen eines Defensivsystems 
geht, welches keinen einzigen 
Menschen bedrohen kann. Kon-
struktiv wäre an diesem Vergleich 
nur der Hinweis auf die Notwen-
digkeit, dem Iran heute (genau 
wie seinerzeit der Sowjetunion) 
ein klares Ultimatum zu setzen: 
Wenn das Nuklear- sowie das 
Flugkörperprogramm nicht zu ei-
nem konkreten und nahen Zeit-
punkt verifizierbar eingestellt 
werden, wird die NATO geschlos-
sen auf militärische Antworten 
setzen. 
 
Argument 7: Die USA agieren 
rein national und spalten Euro-
pa bzw. die NATO 
Die NMD der USA ist zwar tat-
sächlich ein nationales Pro-
gramm, alle Partner und Alliierten 
waren aber von Anfang an einge-
laden, sich umfassend zu beteili-
gen. In Europa tun das seit 2002 
bereits das Vereinigte Königreich 
und Dänemark, indem sie die 
notwendigen Frühwarnradare be-
herbergen (Nr. 37: 5). In Asien 
und Ozeanien beteiligen sich Ja-
pan, Südkorea und Australien in 
z. T. erheblichem Umfang an den 
US-Systemen. Auch Polen und 
die Tschechische Republik sind 
von sich aus daran interessiert, 
die US-Anlagen zu beherbergen. 
Die These, die USA wollten Eu-
ropa mit ihren Plänen für Mitteleu-
ropa spalten, ist in absurder Wei-
se kontrafaktisch. Das amerikani-
sche Angebot dient dazu, alle 
Partner in den Schirm so einzu-
binden, dass auch sie von der Si-
cherheit des aufwachsenden Sys-
tems profitieren könnten. So soll 
vermieden werden, dass die Alli-
anz durch nukleare Erpressungs-



Juli 2007 • pmg Denkwürdigkeiten Nr. 39 • Seite 11 

drohungen gegen einzelne Mit-
glieder gespalten und in ihrer – 
auf Einstimmigkeit angewiesenen 
– Handlungsfähigkeit gelähmt 
wird. Der Iran wird Westeuropa 
erheblich früher bedrohen können 
als die viel weiter entfernten USA. 
Daher liegt ein möglichst umfas-
sender Schutz des gesamten 
Bündnisgebiets – zu gewährleis-
ten durch das GMD-System der 
USA, ergänzt durch, und vernetzt 
mit, zusätzlichen europäischen 
Komponenten zum Schließen der 
Lücken im Abwehrspektrum (Nr. 
37: 9) – nicht nur im Interesse der 
USA, die allein nicht in der Lage 
sind, globale Sicherheit zu ge-
währleisten. Er liegt auch im 
buchstäblich vitalen Eigeninteres-
se der Europäer. Verantwortlich 
für transatlantische und innereu-
ropäische Spaltungserscheinun-
gen sind in der Frage der Flug-
körperabwehr zuletzt die USA, 
sondern vielmehr diejenigen Eu-
ropäer, die das amerikanische 
Anliegen seit Jahren verzögern, 
und unter Vorbringen abwegiger 
Vorwürfe gegen Washington so-
wie in Anknüpfung an sachlich 
unbegründete, auf Spaltung ab-
zielende Bedenken und Drohun-
gen Dritter, ein solidarisches, 
vernünftiges und geschlossenes 
Agieren des Westens hintertrei-
ben. 
 
Klarzustellen bleibt: Die USA be-
nötigen allein für den Schutz ihres 
Mutterlandes nicht zwingend ein 
System in Tschechien und Polen. 
Sie können und werden sich not-
falls auch durch alternative Maß-
nahmen (seegestützt oder in Eng-
land aufgestellt) schützen. Bei 
den aktuellen Plänen für Mitteleu-
ropa handelt es sich lediglich in 
der Gesamtschau aus Risikoana-
lyse, technischen und geographi-
schen Fakten sowie politischer 
Zuverlässigkeit um die ideale Lö-
sung – für die USA, aber vor al-
lem für ihre europäischen Ver-
bündeten. Hier bieten die USA 
den Europäern eine Chance, um 
sie im Falle einer Bedrohung 
nicht als Partner zu verlieren. 
 
Argument 8: Die geplanten An-
lagen bedrohen Russland oder 
russische Interessen 
Bemerkenswert an der aktuellen 
Diskussion über die US-Pläne ist, 
dass sie nicht begann, als sie vor 

Jahren bekannt wurden, sondern 
erst, nachdem der russische Prä-
sident auf der Münchener Sicher-
heitskonferenz am 10. Februar 
2007 neben anderer – inhaltlich 
nicht neuer – massiver Kritik auch 
seine Ablehnung der für Mitteleu-
ropa geplanten Anlagen artikulier-
te.25 In der Folge war bis heute 
aus Moskau und von dazu affinen 
Kritikern ein Stakkato zahlloser 
Bedenken und Drohungen zu hö-
ren, die sachlich größtenteils voll-
kommen abwegig sind. Demnach 
wollten die USA mit den zehn GBI 
in Polen und einem Feuerleitradar 
in der Tschechischen Republik  
z. B. nicht nur gegenüber "Prob-
lemstaaten" mit einzelnen Ter-
rorwaffen, sondern auch gegen-
über Russland und China nuklea-
re Dominanz erringen, und ihre 
eigene Erstschlagsfähigkeit stär-
ken, indem sie Russlands Zweit-
schlagsfähigkeit schwächen. Zu-
mindest würden sie aber eine 
ernste Gefährdung des strategi-
schen Gleichgewichts billigend in 
Kauf nehmen. Mit dem "Spiona-
geradar" in der Tschechischen 
Republik sollte unvermeidlich der 
russische Luftraum überwacht 
werden, etc. Eine vollständige 
Analyse aller aus Russland ver-
lauteten Absurditäten würde den 
Rahmen dieses Beitrags spren-
gen. Hier nur einige Fakten:26 

• Das heutige Russland wird 2012 
immer noch über mindestens 
1.700 Sprengköpfe auf ballisti-
schen Flugkörpern verfügen27, 
ganz zu schweigen von landge-
stützten Marschflugkörpern mit 
Stealth-Technologie, oder ganz 
neuen offensiven MIRV- oder 
MARV-Entwicklungen, zu denen 
Russland durchaus in der Lage 
ist und deren langjährige Ent-
wicklung – siehe Topol M – es 
nun unter dem Vorwand der US-
Pläne zu rechtfertigen sucht. 
Die aktuell in Rede stehenden 

                                                           
25 Wortlaut der Rede zu finden unter 
http://de.rian.ru/analysis/20070213/60672011-
print.html. 
26 Eine ausgezeichnete Analyse der russischen 
Position liefern – unter treffendem Untertitel – 
Hannes Adomeit / Alexander Bitter: Russland 
und die Raketenabwehr. Wer spaltet wen?; 
SWP-Aktuell 23, April 2007. 
27 Putin in München: "Mit den Vereinigten 
Staaten von Amerika haben wir die Reduzie-
rung unserer Kernwaffenpotentiale auf den 
strategischen Trägermitteln auf 1.700 bis 
2.200 nukleare Gefechtsköpfe bis zum 31. De-
zember 2012 vereinbart." Daran wolle er sich 
strikt halten. 

zehn GBI in Polen wären 2012 
also schon rein numerisch nicht 
einmal entfernt in der Lage, den 
Wert auch nur der landgestütz-
ten Komponente der strategi-
schen Nuklearmacht Russland 
merklich zu mindern. Heute ver-
fügt Russlands strategische Ra-
ketentruppe noch über 489 
einsatzfähige Flugkörper, die 
1788 Gefechtsköpfe tragen 
können (76 SS-18, 123 SS-19, 
243 mobile SS-25, 44 feste und 
drei mobile brandneue SS-27-
Systeme). 

• Die massiven militärischen Dro-
hungen Moskaus gegen Polen 
und Tschechien basieren lo-
gisch auf der – zweifellos zutref-
fenden – eigenen Annahme, 
dass Russland ohne Weiteres in 
der Lage wäre, die beiden Ab-
wehranlagen bei Bedarf militä-
risch auszuschalten. Zudem ist 
kein anderes Land so gut wie 
Russland in der Lage, bei Be-
darf die oben skizzierten techni-
schen Gegenmaßnahmen ge-
gen die GMD-Systeme der USA 
(weiter) zu entwickeln. 

• Zudem ist Russland jederzeit 
fähig, seine bodengestützten 
strategischen Langstreckenflug-
körper in Richtung USA über 
den Nordpol zu verbringen, und 
damit sowohl in Polen als auch 
in Alaska stationierten GBI weit-
gehend auszuweichen. 

• Aufgrund der relativen geogra-
phischen Nähe der mitteleuro-
päischen Anlagen zu Russland 
ist es kaum möglich, von dort 
kommende Langstreckenwaffen 
in ihrer Marschphase zu be-
kämpfen: Da die GBI den zu 
bekämpfenden Flugkörpern 
nicht wirksam hinterherfliegen 
können, verringert die große 
Nähe das Zeitfenster der 
Marschphasenbekämpfung auf 
die ersten Minuten dieser Phase 
(es sei denn, die Flugkörper 
kämen aus dem asiatischen Teil 
Russlands). Bemerkenswerter-
weise wären alternative oder 
ergänzende GBI in England – 
gegen die von russischer Seite 
bisher keine Einwände erhoben 
wurden – erheblich problemati-
scher für Russland, weil hier 
mehr Zeit vorhanden wäre, aus 
Russland abgefeuerte ICBM zu 
erfassen und zu bekämpfen. 
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• Völlig unberührt von den Anla-
gen in Polen und Tschechien 
blieben die beiden anderen  
Elemente der russischen strate-
gischen Nukleartriade: U-Boot-
gestützte Waffen sowie Nukle-
arwaffen in strategischen Bom-
bern. Die Flugkörper (90 SS-N-
23, 28 SS-N-18, 55 SS-N-18) 
auf den zwölf strategischen  
U-Booten können 609 Nuklear-
sprengköpfe, die 79 Tu-160 und 
Tu-95MS-Bomber der strategi-
schen Luftstreitkräfte bis zu 884 
nuklear bestückte Langstre-
cken-Marschflugkörper tragen. 

• Das für die Tschechische Re-
publik vorgesehene X-Band-
Radar ist ein Feuerleitradar, 
welches dazu dient, durch Sa-
telliten, die Frühwarnanlagen in 
Thule und Fylingdales sowie 
durch Flugzeuge (inkl. Drohnen) 
entdeckte ballistische Flugkör-
per zu erfassen, zu identifizie-
ren, zu verfolgen, laufend die 
Zielkoordinaten für die GBI zu 
ermitteln und schließlich den Er-
folg der Bekämpfungsmaßnah-
men zu verifizieren. Dafür ver-
fügt es um einen in alle Rich-
tungen schwenkbaren, aber 
sehr punktgenau fokussierten 
Radarstrahl. Für eine großflä-
chige Überwachung von Luft-
räumen oder Territorien ist es 
technisch in etwa so geeignet 
wie ein Laserstrahl als Ersatz 
für das Flutlicht in einem Fuß-
ballstadion. 

 
Diese Fakten sind in Russland 
genau bekannt, was den sicheren 
Schluss zulässt, dass sachfremde 
Motive der Grund für die russi-
schen Einwände sind. Die USA 
haben schon länger und wieder-
holt ihre Bereitschaft zu Konsulta-
tionen und Transparenzmaßnah-
men bis hin zum Austausch von 
Verbindungsoffizieren erklärt. Un-
terrichtungen im Rahmen des 
NATO-Russland-Rates gab es im 
Dezember 2006 und Februar 
2007; bilaterale Gespräche der 
USA mit Russland fanden wie-
derholt bis auf die Ebene der Ver-
teidigungsminister statt. Anfang 
Juli konnte das Thema sogar auf 
höchster Ebene zwischen den 
beiden Präsidenten besprochen 
werden. Wer heute immer noch 
behauptet, Russland sei in der 
Frage der GMD in Mitteleuropa 
nicht hinreichend eingebunden 

worden, muss sich der Frage stel-
len, was denn noch fehlt: Der 
nächste Schritt wäre ein fakti-
sches Veto Russlands über vitale 
Verteidigungsfragen der USA und 
der NATO, getragen von sachlich 
abwegigen Bedenken. Auf die 
erst seit 16 Jahren dem sowjeti-
schen Herrschaftsbereich entron-
nenen NATO- und EU-Partner in 
Mitteleuropa muss es verstörend 
wirken, wenn deren westliche 
Nachbarn heute Russland mit 
Verweis auf "geschichtliche 
Gründe", aber ohne sachlich trag-
fähige Argumente und in direkter 
Honorierung unverhohlener russi-
scher Angriffsdrohungen gegen 
NATO-Territorium, erneut ein Ve-
torecht in ihre Verteidigungspolitik 
einräumen. 
 
Zutreffende Kritik 
Natürlich gibt es auch valide Ar-
gumente der Kritiker. So bleibt es 
selbstverständlich, dass alle ver-
tretbaren Anstrengungen unter-
nommen werden müssen, um 
Russland positiv in die europäi-
sche Sicherheit einzubinden; eine 
Krise mit Russland kann ebenso 
wenig in europäischem wie in 
amerikanischem Interesse liegen. 
Problematisch und bisher völlig 
unbeantwortet bleibt dabei aber 
die Frage nach der Grenze, bis 
zu der die NATO und die EU be-
reit sind, auf sachwidrige russi-
sche Einwände einzugehen. Ent-
scheidend wird es hier darauf an-
kommen, endlich eine gemein-
same Linie zu formulieren und 
diese dann ge- und entschlossen 
zu vertreten. Dies gilt nicht nur für 
das Thema Missile Defense. 
 
Ein Fehler der USA lag zweifellos 
darin, über die geplante Dislozie-
rung des Systems mit Moskau 
zwar frühzeitig, aber auf zu nied-
riger Ebene zu sprechen. Zu-
nächst nur ranghohe Soldaten 
wie den MDA-Direktor Obering, 
und dann Minister Gates nach 
Moskau zu senden, war ausge-
sprochen unangemessen und 
dürfte relevant zur russischen 
Verärgerung und zur jetzigen 
Fundamentalopposition Moskaus 
beigetragen haben. Auch hatte 
die amerikanische Außenministe-
rin Rice zwar in der Sache abso-
lut recht, die russischen Beden-
ken öffentlich als "ludicrous" zu 
bezeichnen. Diplomatisches 

Feingefühl oder Verständnis für 
russische (und auch europäische) 
Befindlichkeiten – die, egal wie ir-
rational sie sein mögen, doch 
machtpolitische Fakten sind – 
sprach aus einer solchen öffentli-
chen Abqualifizierung aber nicht. 
Hier zeigte sich erneut ein cha-
rakteristisches Versagen der 
Bush-Administration, die durch 
unsensible Kommunikation und 
mangelnde Rücksichtnahme oft in 
kürzester Zeit politisches Ver-
trauenskapital vernichtet, dessen 
Erarbeitung Jahre dauert. 
 
Natürlich ist jeder Hinweis auf 
den dramatischen politischen An-
sehens- und Glaubwürdigkeits-
verlust der USA vor allem auf-
grund des Irak-Desasters berech-
tigt. Dennoch ist es wenig zielfüh-
rend, dieses Problem mit den po-
litischen und Sachfragen der 
Flugkörperabwehr zu vermengen 
und im Ergebnis geradezu prinzi-
piell gegen die US-Pläne zu ar-
gumentieren (Nr. 37: 9). 
 
Zutreffend ist auch der Hinweis, 
dass es bisher in der Bevölkerung 
der Tschechischen Republik und 
Polens eine mehrheitliche Ableh-
nung der von den beiden innen-
politisch eher schwachen Regie-
rungen klar befürworteten bilate-
ralen Pläne mit den USA gibt. 
Entschieden ist noch nichts, zu-
mal sich die Verhandlungen ins-
besondere mit Polen schwierig 
gestalten und auch in den USA 
die Pläne der Bush-Adminis-
tration keineswegs parteiübergrei-
fend unterstützt werden.28 Hier 
wird tatsächlich der in den USA 
übliche, und in Mitteleuropa neu 
erkämpfte demokratische Pro-
zess zeigen, ob – und zu welchen 
Bedingungen – das aktuelle An-
gebot der USA schließlich ange-
                                                           
28 Vgl. Konrad Schuller: Polnische Kritik an 
Amerika; in: FAZ vom 2. Juni 2007, S. 7. 
Demnach scheint Washington die weitreichen-
den polnischen Forderungen nach Gegenleis-
tungen für die GBI-Basis in Polen nicht erfül-
len zu wollen, im Gegenteil: Polen soll das 
Gelände selbst bezahlen. Zu Tschechien vgl. 
Karl-Peter Schwarz: Verhandlungen über Ra-
ketenabwehr. Prag und Washington handeln 
Stationierungsbedingungen aus; in: FAZ vom 
10. Mai 2007, S. 6. Zu den USA selbst vgl. 
Matthias Rüb: Streit in Washington über Rake-
tenabwehr; in: FAZ vom 19. Mai 2007, S. 1. 
Insgesamt ausführlich und mit vielen Quellen-
hinweisen zu den drei Ländern siehe KAS Dis-
kussionspapier Raketenabwehr in Europa – 
die Diskussion in den USA, in Tschechien, Po-
len und Russland; a.a.O. 
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nommen wird. Zweifellos zielen 
russische Drohungen ebenso wie 
die "Alternativ"-Angebote Putins 
auch darauf ab, Einfluss auf die 
innenpolitische Meinungsbildung 
in diesen Ländern zu nehmen. 
Für Deutschland stellt sich aber 
die Frage, inwieweit es verant-
wortlich ist, einen sachlich umfas-
send begründeten und von allen 
NATO-Partnern grundsätzlich be-
fürworteten Plan der USA da-
durch zu hintertreiben, dass man 
die sachwidrigen Einwände Russ-
lands unkritisch ventiliert und 
gleichzeitig massive russische 
Drohungen gegen Bündnispartner 
ignoriert, kleinredet oder gar 
rechtfertigt.29 
 
Die russischen Alternativvor-
schläge aus Heiligendamm und 
Kennebunkport 
Am 7. Juni überraschte der russi-
sche Präsident Wladimir Putin 
seinen amerikanischen Amtskol-
legen und die Fachwelt mit dem 
spektakulären Vorschlag, statt 
der geplanten Anlagen in Mittel-
europa gemeinsam eine 21 Jahre 
alte russische Daryal-Radaran-
lage in Gabala (Aserbaidschan) 
zu nutzen, um das iranische Ter-
ritorium zu überwachen. Eine Be-
kämpfungskomponente sah die-
ser Vorschlag zunächst über-
haupt nicht vor, sodass später die 
vage Anregung nachgeschoben 
wurde, entsprechende Abwehr-
flugkörper in der Türkei, im Irak 
oder auf Schiffen im Mittelmeer 
zu stationieren. 
 
Bei seinem Besuch der Familie 
Bush in Kennebunkport schlug 
Putin am 2. Juli eine weitere Va-
riante vor: Die Konsultationen  
über das Thema sollten insge-
samt in den NATO-Russland-Rat 
verlegt werden; zudem könnte 
zusätzlich zur der Anlage in Ga-
bala eine weitere, derzeit neu im 
Bau befindliche Radaranlage im 
Süden Russlands genutzt wer-

                                                           
29 Die schon seit April angedrohte und am 14. 
Juli 2007 kommunizierte einseitige Ausset-
zung des KSE-Vertrags durch Russland wurde 
zwar durch Präsident Putin zum Zweck der po-
litischen Drohung mit der Frage der Flugkör-
perabwehr verquickt – ausschlaggebend sind 
dafür aber andere Fragen der Stationierung 
konventioneller Truppen, die hier nicht erörtert 
werden können. Vgl. dazu die FAZ-
Berichterstattung am 27. und 28. April 2007, 
jeweils S. 1 und 2, am 15. Juni, S. 6 sowie am 
16. Juli. 

den. Unverändert sollten dadurch 
die Anlagen in Mitteleuropa kom-
plett überflüssig werden; das al-
ternative Radarsystem sollte  
überdies "hauptsächlich unter 
russischer Kontrolle stehen."30 In 
einer Art "Zweischlüsselsystem"31 
sollten in Moskau und in Brüssel 
Zentren für den Austausch von 
Informationen über Raketenstarts 
eingerichtet werden. 
 
Auch hier zeigt eine Analyse der 
– Russland bekannten – techni-
schen, geographischen und poli-
tischen Fakten, dass es sich bei 
diesen Vorschlägen weniger um 
ein ernsthafte Angebote handelt 
als um neue Schachzüge mit dem 
Ziel, die USA im Ringen um die 
öffentliche Meinung in Europa 
(nicht zuletzt in Polen und Tsche-
chien) weiter ins Hintertreffen zu 
bringen. Gleichwohl bieten die 
Vorschläge technisch und poli-
tisch interessante Ansatzpunkte 
für die von den USA seit langem 
versuchte positive Einbindung 
Russlands in ihre NMD-Pläne für 
Europa. 
 
Das Radar in Gabala ist ein Früh-
warnradar zur Luftraumüberwa-
chung, wenn auch technisch ver-
altet und nicht einmal in der Lage, 
das gesamte iranische Territori-
um abzudecken. Über die Fähig-
keit zur Überwachung Irans hin-
sichtlich der Früherkennung mög-
licher Flugkörperstarts verfügen 
die USA bereits durch Satelliten, 
see- und luftgestützte Aufklä-
rungsmittel und nicht zuletzt 
durch die Anlagen in Thule und 
Fylingdales. Hier könnte ein Tei-
len eines zudem noch erheblich 
zu modernisierenden Radars in 
Gabala also nur unwesentliche 
Vorteile bringen. Zu der benötig-
ten Zielerfassungs- und Feuerleit-
funktion, die das X-Band-Radar in 
der Tschechischen Republik in 
das GMD-System einbringen soll, 
kann es nichts beitragen. Hier 
wäre also ein völlig neues, ande-
res Radarsystem zu installieren. 
Dies aber ist in Putins Gabala-

                                                           
30 Katja Gelinski: Putin: Abwehr in den Nato-
Rat. Keine Annäherung Moskaus und Wa-
shingtons in Kennebunkport; in: FAZ vom 4. 
Juli 2007, S. 6. 
31 Torsten Kraue: Bush und Putin wollen stra-
tegische Partner sein; in: WELTonline vom 3. 
Juli 2007, 
www.welt.de/politik/article992893/Bush_und_
Putin_wollen_strategische_Partner_sein.html 

Vorschlag bisher nicht vorgese-
hen. 
 
Es gab allerdings schon früher 
einen Wunsch aus den USA, im 
Kaukasus ein zusätzliches X-
Band-Modul in Form eines mobi-
len, sog. Forward-Based-X-Band-
Radars zu installieren32. Damit 
könnten anfliegende Flugkörper 
früher erfasst und durch Abgleich 
mit den Daten aus der Anlage in 
Tschechien eine größere Präzisi-
on erzielt werden. Ferner läge 
hier die Möglichkeit, eine Feuer-
leitoption für zukünftige Abwehr-
systeme in der Startphase (Nr. 
37: 5) einzurichten. Dieser 
Wunsch wurde aber seitens der 
USA nicht weiter verfolgt, da hier 
wegen der unmittelbaren Grenz-
nähe ein größerer russischer Wi-
derstand erwartet worden war, 
und da so ein System zunächst 
nicht wirklich notwendig wäre. In 
dieser Hinsicht eröffnen die Vor-
schläge Putins, insbesondere das 
neue System in Südrussland, ei-
ne aus technischer und politi-
scher Sicht interessante Zusatz-
option: Zum einen könnte so das 
Radar in Tschechien ideal unter-
stützt werden; zum anderen 
könnte eine derartige Einbindung 
Russlands vertrauensbildend wir-
ken und die Keimzelle zu einer 
auch von den USA gewünschten 
engen Zusammenarbeit bei der 
Abwehr von Flugkörperbedro-
hungen aus "Problemstaaten" bil-
den. 
 
Technisch gesehen liegen Aser-
baidschan, die Türkei und der  
Irak sowie Aegis-Kampfschiffe im 
südöstlichen Mittelmeer viel zu 
dicht am Iran, um eine erfolgrei-
che Marschphasenbekämpfung 
mit einer shoot-look-shoot-Option 
zu ermöglichen. Da die GBI an-
fliegende ballistische Flugkörper 
nicht verfolgen und dann zerstö-
ren können – dafür sind sie 
schlicht zu langsam – bleibt auf-
grund der Nähe zum Startort Iran 
nur ein winziges Zeitfenster, in 
welchem sich angreifende Flug-

                                                           
32 AP: U.S. seeks to base antimissile radar in 
Caucasus; in: International Herald Tribune; 1. 
März 2007; 
www.iht.com/articles/2007/03/01/news/shield.
php. Ein solches System wurde bereits 2006 in 
Japan (Shariki Air Base) stationiert und ist 
dort seit November 2006 vorläufig einsatzbe-
reit – bemerkenswerterweise ohne vernehmba-
ren russischen Protest. 
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körper bereits im Weltall befin-
den, aber immer noch auf die GBI 
hinzubewegen. In extrem kurzer 
Zeit müsste dann eine erfolgrei-
che Identifikation, Erfassung, Ver-
folgung und Bekämpfung erfolgen 
und verifiziert werden – ansons-
ten kann man einem z. B. in Rich-
tung London zielenden Flugkör-
per nur noch hinterher sehen. Ei-
nen zweiten Versuch gäbe es 
nicht. Dies verringert die Erfolgs-
wahrscheinlichkeit, und damit die 
Glaubwürdigkeit des Systems er-
heblich. Somit kann diese Kons-
tellation aus technischer Sicht die 
GBI in Polen oder alternativ / zu-
sätzlich in England nicht erset-
zen. 
 
Theoretisch interessant könnten 
in Grenznähe zum Iran also allein 
Abwehrmittel für die Startphasen-
bekämpfung sein. Solche liegen 
aber aufgrund anderer techni-
scher und politischer Probleme 
noch lange nicht vor (Nr. 37: 5). 
Zudem ist es auch nicht sicher ob 
man dafür später überhaupt Bo-
deninstallationen benötigt. In den 
aktuellen Vorstellungen und For-
schungen für künftige Startpha-
senbekämpfung (primär der Air-
borne Laser, evtl. auch der Kine-
tic Energy Interceptor) sind feste 
Installationen gar nicht vorgese-
hen. 
 
Hinzu kommt das politische Prob-
lem, dass dauerhaft feste Installa-
tionen – wie sie für GBI notwen-
dig sind – ihrerseits hochsensible 
Anlagen und Ziele bilden. Es ist 
wenig wahrscheinlich, dass sich 
die USA dazu entschließen, sie in 
politisch problematischen Län-
dern wie der Türkei oder gar in 
völlig instabilen Staaten wie dem 
Irak zu installieren – statt in den 
sicherheitspolitisch zuverlässigen 
und stabilen Partnerstaaten in 
Mitteleuropa. Insgesamt fehlt es 
somit beiden Putin-Vorschlägen 
an technisch und politisch akzep-
tablen Komponenten zur wirksa-
men Flugkörperbekämpfung; sie 
können damit unmöglich die GBI 
in Polen und das dazugehörige X-
Band-Radar in der Tschechi-
schen Republik ersetzen. 
 
Positiv an Putins Vorschlägen ist 
neben der denkbaren Option ei-
nes Äquivalents zum Forward-
Based-X-Band-Radar aber die 

grundsätzliche Anerkennung ei-
nes Risikos aus dem Iran – auch 
wenn sich die russische Seite 
später beeilte, eine solche Aner-
kennung zu bestreiten. Zudem 
wurde hier erstmals das lange 
amerikanische Werben um russi-
sche Kooperation bei der Flug-
körperabwehr – an der Russland 
ein strategisches Eigeninteresse 
hat, denn auch Moskau läge in 
der Reichweite z. B. iranischer 
Terrorwaffen – positiv erwidert. 
Selbst wenn diese Vorteile eher 
geringfügig sind, kommt ein kla-
res Abweisen von Putins Vorstoß 
ohnehin aus politischen Gründen 
nicht in Frage: Angesichts der 
vorherrschenden negativen Inter-
pretationsmatrix für amerikani-
sches Verhalten würde dies dem 
wahrscheinlichen Beweggrund 
Putins – dem Erringen eines wei-
teren Propagandaerfolgs im Rin-
gen um die europäische öffentli-
che Meinung und die Spaltung 
der Atlantischen Allianz – einen 
zu billigen Vorschub leisten.  
 
Im NATO-Russland-Rat wurde 
das Thema Missile Defense 
schon vor Jahren durch die USA 
an Russland herangetragen – sei-
nerzeit ohne jede positive Reso-
nanz. Auch insofern beinhaltet 
Putins Vorschlag aus Kenne-
bunkport ein neues positives Sig-
nal. Die Idee, ein System nun 
ganz neu und grundsätzlich im 
NATO-Russland-Rat diskutieren 
zu wollen, ist aber ebenso unrea-
listisch wie die Idee eines "Zwei-
schlüsselsystems" zwischen 
Brüssel und Washington: Zum ei-
nen fehlt für einen Neubeginn ei-
ner zuvor jahrelang ausgeschla-
genen Diskussion die Zeit ange-
sichts des zugrundeliegenden 
Bedrohungsszenarios. Zum ande-
ren werden die USA mit der GMD 
den Kern ihrer strategischen Ver-
teidigung nicht in die Hand eines 
auf Einstimmigkeit angewiesenen 
Gremiums mit 25 Partnernationen 
legen. Erst Recht auszuschließen 
ist es aber insbesondere ange-
sichts des bisherigen unkonstruk-
tiven russischen Agierens in der 
Frage der Flugkörperabwehr, 
dass die USA Russland durch 
dieses Modell ein faktisches Ve-
torecht über den Einsatz des 
Kerns ihres Abwehrsystems in die 
Hand geben wird. 
 

In Summe bleiben die aktuellen 
Pläne der USA für GMD in Mittel-
europa speziell aus europäischer 
Perspektive ohne eine vernünfti-
ge Alternative. Die geäußerten 
Gegenargumente überzeugen 
größtenteils gar nicht oder haben 
nicht die Kraft, sinnvolle Alternati-
ven aufzuzeigen. Diese Bewer-
tung gilt insbesondere für die si-
cherheitspolitischen Gesamtinte-
ressen der europäischen Partner 
in der NATO. In diesem Sinne 
weist die wachsende Unterstüt-
zung für die USA bei dieser Frage 
im Bündnis in eine positive Rich-
tung. Es bleibt zu hoffen, dass es 
dabei mit einem fairen und ge-
schlossenen Ansatz gelingt, 
Russland zu einer konstruktiveren 
Haltung zu bewegen – welche 
auch in dessen eigenem strategi-
schen Interesse liegt. Letztlich 
nämlich sitzen Russland und die 
NATO angesichts künftiger Be-
drohungen aus "Problemstaaten" 
(Putin) im selben Boot. 
___________________________ 

Andreas Beckmann, Berlin 
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